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Tagesordnungspunkt 1a

Antrag der Abgeordneten Uwe Beckmeyer,
Heinz-Joachim Barchmann, Dr. Hans-Peter
Bartels, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der SPD

Zukunftsfähigkeit der Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung sichern
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Antrag der Abgeordneten Herbert Behrens, Eva
Bulling-Schröter, Roland Claus, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Kein Personalabbau bei der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung – Aufgaben an ökologi-
scher Flusspolitik ausrichten
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Tagesordnungspunkt 1c

Antrag der Abgeordneten Dr. Valerie Wilms,
Stephan Kühn, Dr. Anton Hofreiter, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN

Neue Netzstruktur für Wasserstraßen präzisie-
ren und die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
reformieren
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Tagesordnungspunkt 1d

Bericht des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung

Bericht an den Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages zur Reform der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV)

Selbstbefassung 17(15)SB-38

Vorsitzender: Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Damen und Herren, liebe Zu-
schauer auf der Tribüne, mit gewisser Verspä-
tung beginnen wir jetzt. Ich möchte Sie recht
herzlich begrüßen. Als Anhörungsgegenstand
gibt es eine ganze Reihe von Anträgen von der
SPD, DIE LINKE., BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und zwei Berichte des Bundesministeriums. Es
geht um die Weiterentwicklung der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung, um Personalabbau, die
Zukunftsfähigkeit und neue Netzstruktur. Als
Sachverständige darf ich ganz herzlich begrü-

ßen: Herrn Klaus Heitmann vom Zentralverband
der deutschen Seehafenbetriebe, Herrn Joachim
Koch von der Railistics GmbH, Frau Sigrid Müller
von ver.di der Bundesfachgruppe Bundesver-
kehr- und Straßenbau, Herrn Jens Schwanen
vom Bundesverband der Deutschen Binnen-
schifffahrt, Herrn Torsten Müller vom Fachver-
band Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, Herrn
Patrick Thiele vom Deutschen Industrie- und
Handelskammertag und, last but not least, Herrn
Weiger vom Bund für Umwelt und Naturschutz.
Die Sachverständigen haben ihre schriftlichen
Stellungnahmen eingereicht. Die Anhörung soll
stattfinden nach dem bei uns üblichen Verfahren.
Sie haben 5 Minuten – aber wirklich nur 5 Mi-
nuten – Zeit, die wesentlichen, für Sie zentralen
Punkte Ihrer Stellungnahme vorzutragen. Dann
gibt es eine erste Runde der Fraktionen mit
direkten Fragen. Die Abgeordneten haben die
Möglichkeit 1 bis 2 Fragen an 1 bis 2 Sachver-
ständige zu stellen und sie antworten dann sofort
möglichst kurz, knapp und präzise, damit wir die
Zeit wieder reinholen. Damit bitte ich Sie, Herr
Heitmann, sofort zu beginnen.

Klaus Heitmann (Zentralverband der deut-
schen Seehafenbetriebe e.V.): Vielen Dank
Herr Vorsitzender, sehr verehrte Damen und
Herren, meine schriftliche Stellungnahmen liegt
Ihnen vor. In meinem Eingangsstatement
möchte ich kurz auf die vom BMVBS vorge-
schlagene Kategorisierung der Bundeswasser-
straßen eingehen. Die deutschen Seehäfen
stehen vor einem dynamischen Mengenwachs-
tum. Nach der Seeverkehrsprognose im Auftrag
des Bundesverkehrsministeriums wird der Gü-
terumschlag in unseren Seehäfen bis zum Jahre
2025 mit dem Faktor 2,6 auf 760 Millionen
Tonnen steigen. Dabei wird der Hinterland-
verkehr auf ein Volumen von 450 Millionen
Tonnen sich mehr als verdoppeln. Um diese
Wachstumschancen der deutschen Seehäfen im
Interesse von Wohlstand, Arbeitsplätzen und
Steueraufkommen nicht nur in Norddeutschland
zu nutzen, müssen die seewärtigen Zufahrten
und Hinterlandanbindungen der deutschen
Seehäfen bedarfsgerecht ausgebaut werden.
Nach dem nationalen Hafenkonzept hat der
Ausbau der seewärtigen Zufahrten unserer
Seehäfen oberste Priorität. Im Hinterlandverkehr
sollen die Seehäfen und die Binnenhäfen ver-
netzt werden. Die Umsetzung dieser beiden
prioritären Maßnahmen des nationalen Hafen-
konzepts wird mit der vom BMVBS als ein neues
strategisches Konzept vorgeschlagenen Kate-
gorisierung der Netzstruktur der Bundeswasser-
straßen jedoch in Frage gestellt. Der Vorschlag
hätte zur Folge, dass nur ein Teil unserer see-
wärtigen Zufahrten als Vorrang Wasserstraßen
ausgewiesen werden. Nur auf diesen Wasser-
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straßen wären Ausbaumaßnahmen zur Anpas-
sung der Fahrrinne an die Schiffsgrößenent-
wicklung möglich. Alle übrigen seewärtigen
Zufahrten der deutschen Seehäfen würden als
Hauptwasserstraßen oder sonstige Wasser-
straßen kategorisiert, die für künftige Ausbau-
maßnahmen nicht mehr in Betracht kämen. Für
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen See-
häfen ist ihre seewärtige Erreichbarkeit jedoch
von entscheidender Bedeutung. Wir halten es
daher für dringend erforderlich, alle seewärtigen
Zufahrten der deutschen Seehäfen auf Dauer in
die Kategorie Vorrangwasserstraßen aufzu-
nehmen. Die deutschen See- und Binnenhäfen
sind die Verkehrsknotenpunkte im Netz der
Bundeswasserstraßen. Der Transport auf den
Wasserstraßen beginnt oder endet in den Häfen.
Verbindet man die einzelnen Knotenpunkte, so
ergibt sich das erforderliche Netz der Binnen-
wasserstraßen. Dieses Netz muss gestärkt und
nicht geschwächt oder beseitigt werden. Die
Binnenwasserstraßen im Hinterlandverkehr der
deutschen Seehäfen sollen jedoch allenfalls dem
Haupt- und Ergänzungsnetz angehören. We-
sentliche Bereiche werden sogar nur dem Ne-
ben- und Randnetz zugeordnet. Ausbaumaß-
nahmen im Wasserstraßennetz des Hinterland-
verkehrs unserer Seehäfen sollen damit nicht
mehr möglich sein, bestenfalls Optimierungen
oder Bestandserhaltung. Dagegen wird der
wasserseitige Hinterlandverkehr der Rhein-
mündungshäfen dem Vorrangnetz zugeordnet
und sein beschleunigter Ausbau in Aussicht
gestellt. Als Kriterien für die geplante Kategori-
sierung der Wasserstraßen sollen ausschließlich
beförderte Gütermengen herangezogen werden.
Dieses Kriterium ist allein jedoch nicht geeignet,
die vorhandenen Mittel bedarfs- und zeitgerecht
auf prioritäre Projekte zu konzentrieren. Die
einzelnen Güterarten haben unterschiedliche
Auswirkungen auf Wertschöpfung und Arbeits-
plätze. Außerdem müssen die Entwicklungs-
möglichkeiten von Standorten und ihre regionale
und volkswirtschaftliche Bedeutung berücksich-
tigt werden.

Bisheriges Kriterium für den Ausbau der Bun-
deswasserstraßen ist das Kosten-Nutzen-
Verhältnis der einzelnen Projekte. Dabei werden
auch Umweltaspekte berücksichtigt. Diese Be-
trachtungen müssen auch weiterhin für die
Auswahl der Projekte von entscheidender Be-
deutung sein. Wir halten es daher auch weiterhin
für notwendig, die gesamtwirtschaftliche Be-
deutung eines Projektes als ein entscheidendes
Auswahlkriterium heranzuziehen. Der Maßstab
für die Vorrangwasserstraßen im Küstenbereich,
nämlich mindestens 50 Millionen Tonnen, ist
gegenüber dem Maßstab des Vorrangnetzes der
Binnenwasserstraßen – nämlich mindestens 10
Millionen Tonnen – unausgewogen. Bei der

Definition der einzelnen Kategorien sollten
Wasserstraßen im Küstenbereich jedoch nicht
schlechter gestellt werden als Binnenwasser-
straßen. Zusammenfassend möchte ich darauf
hinweisen, dass wir Verständnis für eine Priori-
sierung der Investitionsmaßnahmen vor dem
Hintergrund der notwendigen Haushaltskonsoli-
dierung haben. Die Kriterien für diese Priorisie-
rungen müssen allerdings ausgewogen sein,
gesamtwirtschaftliche Vorteilhaftigkeit und Ent-
wicklungsmöglichkeiten berücksichtigen sowie
im Einklang mit dem nationalen Hafenkonzept für
See- und Binnenhäfen stehen. Die Konzentra-
tion auf prioritäre Maßnahmen muss dann aber
auch tatsächlich zu ihrer bedarfs- und zeitge-
rechten Realisierung führen. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Als Nächster Herr
Dr. Joachim Koch von Railistics GmbH.

Dr. Joachim Koch (Railistics GmbH): Sehr
geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen
und Herren, das Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung plant die Kriterien für
den Ausbau und Instandhaltung der Bundes-
wasserstraßen zu überarbeiten. Das Verkehrs-
aufkommen soll primär als Entscheidungskrite-
rium entsprechend herangezogen werden. Das
Land Niedersachsen hat uns im März dieses
Jahres beauftragt, zu prüfen, welche Kriterien
über die hinausgehend, die gegenwärtig bekannt
sind, noch möglich sind, um diese Methodik in
Bezug auf Wirtschaftskraft, Wertschöpfungs-
einbezug und Netzcharakter zu untersuchen.
Das haben wir getan. Netzfunktion, volkswirt-
schaftliche Wertschöpfung und Erreichbarkeit
sind im Grunde dann als wichtige Kriterien her-
ausgekommen, die es gilt, in die Methodik ein-
zuflechten und dort fest zu verankern. Die Un-
tersuchung die wir durchgeführt haben, hat das
Ziel gehabt, Vorschläge zur Bewertung der
Bundeswasserstraßen zu entwickeln und mit
dem Masterplan „Güterverkehr und Logistik“ und
dem nationalen Hafenkonzept entsprechend
abzustimmen. Wir haben definiert, dass das Netz
im Norden – also Niedersachsen betreffend und
entsprechende angrenzende Bundesländer mit
Wirtschaftszentren – entsprechend untersucht
wurde. Das heißt, wir haben Wirtschaftszentren
definiert nach verschiedenen Kriterien. Wir ha-
ben, ausgehend von diesen Wirtschaftszentren,
die verschiedenen Kriterien, die Werte für die
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten im
produzierenden Gewerbe, die Jahresumsätze im
verarbeitenden Gewerbe, als Grundlagendaten
herangezogen. Das heißt, wir haben die Metho-
dik, die Sie entwickelt haben, im Rahmen der
Aktivitäten der Vorschläge zur der Reformierung
der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung nicht
komplett verändert, sondern in Bezug auf die
Wirtschaftskraft, die Wertschöpfung, die Netz-



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 45. Sitzung, 29.06.2011

6

funktion und Erreichbarkeit aufgewertet und
ergänzt haben. Herausgekommen ist ein System
von Abschnitten auf den jeweiligen Wasser-
straßen, das ganz klar Wirtschaftskraft, Wert-
schöpfung, Zukunftspotenziale und Ideen ein-
bezieht. Und zwar, hier ausdrücklich gesagt,
sowohl für den kombinierten Verkehr als auch für
den konventionellen Verkehr, sodass man hier
die wichtigsten Bereiche, die für die Wasser-
straßen gelten, auch in der Zukunft drin hat. Das
Ganze ist geschehen durch eine so genannte
Clusterbildung, das heißt, man hat eine Methodik
entwickelt, die es ganz einfach auch in der Zu-
kunft rechtfertigt, noch weitere Kriterien in diese
wirtschaftlichen Aktivitäten hineinzubringen. Man
kann die Cluster auch mit anderen Kriterien
versehen, sodass man Möglichkeiten hat, diese
Methodik auch in Bezug auf andere Aktivitäten
zu vervollständigen. Wir haben dann auf ein-
zelnen Streckenabschnitten die Wirtschaftskraft
mit den Potenzialen versehen, die dort im See-
hafenhinterlandverkehr von den entsprechenden
Verflechtungsmatrixen von 2004 auf 2025
prognostiziert werden. Im Endergebnis haben wir
ein sehr engmaschiges Netz für den Norden der
Bundesrepublik herausgearbeitet. Im Süden der
Bundesrepublik haben wir eine auf den Rhein
ausgerichtete Baumstruktur, die weite Bereiche
unerschlossen lässt und eine ganz andere
Sichtweise rechtfertigt. Wir haben erkannt, dass
letztlich hier ein Bedarf besteht dies auch auf
andere Bundesländer auszuweiten. Das heißt
nicht nur Niedersachsen und angrenzende
Bundesländer entsprechend zu betrachten,
sondern auch das Ganze auf die anderen – auch
südlich gelegenen Bundesländern – auszuwei-
ten. Aus dem Grund hatten wir letzten Mittwoch
eine Sitzung, bei der recht viele Bundesländer
teilgenommen und auch einen Konsens gefun-
den haben. Ich denke es wird eine Bereicherung
der Methodik sein. Ich denke, es wird auch eine
ganz große Aufgabe sein, hier diese gesamte
Matrix für alle Flüsse in Deutschland herauszu-
arbeiten. Dieser Aufgabe würden wir uns gerne
stellen. Ich bin gespannt auf die Diskussion
gleich und auf Ihre Fragen zu dieser Vorge-
hensweise. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Koch. Frau
Müller!

Sigrid Müller (ver.di Bundesfachgruppe
Bundesverkehrs- und Straßenbauverwal-
tung): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr
geehrte Damen und Herren, wir haben uns in
ver.di nicht alleine mit der Netzkategorisierung
befasst, sondern wir haben wir uns mehr zu
einem Gesamtstatement entschlossen. Bevor
ich dieses abgebe, möchte ich Ihnen als Ver-
treterin der Gewerkschaft ver.di ganz kurz einen
Ausschnitt aus der Lage der Basis geben: Ich

war zuletzt auf einer Personalversammlung bei
einem Wasser- und Schifffahrtsamt und da fin-
den Sie jetzt nachfolgend Diskussionsaus-
schnitte. Das geht los mit der Frage: Zurück zu
den Kernaufgaben? Da sind wir doch schon
lange und müssen uns bei diesen Tag für Tag die
Frage stellen: Welche von diesen sicherheitsre-
levanten hoheitlichen Aufgaben, Aufgabenkata-
logen und Vorschriften können wir noch erledi-
gen und abarbeiten? Heraus kommt dabei nie
mehr als eine 60%ige Lösung, mit der niemand
zufrieden ist und die uns jeden Tag in den Kon-
flikt der möglichen Verursachung von Personen-
und/oder Sachschäden führt. Unser Personal-
abbau übertrifft die Einsparquote um das Viel-
fache. Wir können weder die Aufgaben selber
erledigen noch vergeben – was ja oft noch mehr
Personal braucht. Diese Situation ist hausge-
macht. Sie wird zum Beispiel dadurch gefördert,
dass plötzlich und unerwartet Beschäftigte in
Rente gehen, gleichzeitig werden junge Men-
schen, die von uns gut ausgebildet sind, in die
Arbeitslosigkeit entlassen. Im Außenbezirk
schreiben wir dann einen Bericht ans Wasser-
und Schifffahrtsamt (WSA). Das WSA schreibt
einen Bericht an die Wasser- und Schifffahrts-
direktion (WSD). Die WSD schreibt einen Bericht
an das Ministerium und heraus kommt: Helft
euch selbst! Gleichzeitig erfahren wir, dass Zeit
und Geld für immer neue Gutachten in Millio-
nenhöhe investiert werden. Wir verwalten nur
noch Not und Elend und sehen weit und breit
keine Unterstützung, auch nicht von der Politik.
Das war ein kurzer Ausschnitt aus einer Diskus-
sion aus einer Personalversammlung.

Einen ähnlichen Lagebericht finden Sie bun-
desweit auch von vielen anderen Beschäftigten.
Dieser Lage bzw. dieser „Misslage“ wird nicht
allein durch Netzkategorisierung abgeholfen,
denn Betrieb- und Unterhaltungspflichten blei-
ben auch bei Steigerung der Vergabe verbunden
mit Personalabbau und Umbau. Denn Vergabe
bindet mindestens gleichviel Personal wie Ei-
genleistungen. Erst recht wird diese Lage nicht
verbessert durch Zusammenlegung von Au-
ßenbezirken und Bauhöfen von Ämtern. Hier
wird nur Hunger mit Elend zusammengelegt. Die
zu unterhaltende und zu betreibende Wasser-
straße bleibt – mit ihrer ganzen Länge und Breite
und all ihren Ansprüchen. Mit Verbesserungen
bzw. Erhalt der Leistungs- und Zukunftsfähigkeit
der WSV befasst sich ver.di seit langem, d. h.
insbesondere unsere ehrenamtlichen Kollegin-
nen und Kollegen aus der WSV. Wir stehen zu
den beiden „Gemeinsamen Vereinbarungen“ mit
dem BMVBS aus den Jahren 2001 und 2005.
Schwerpunkte unserer aktuellen Erarbeitungen
sind, dass die WSV als Durchführungsverwal-
tung erhalten bleibt. Grund dafür ist nicht allein
die Sorge um Arbeits- und Ausbildungsplätze,
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die eigentlich schon ausreichen würde, sondern
auch die Erfahrungen, die vor Ort mit der Ver-
gabe gemacht worden sind: Hohe Kosten, hoher
Personalaufwand und oft qualitativ zu bemän-
gelnde Ergebnisse. Unbestritten ist dabei, dass
immer Leistungen vergeben werden und ver-
geben worden sind, wo zum Beispiel Spezial-
geräte, die selten gebraucht, oder Spezial-
know-how für Arbeiten, die selten verrichtet
werden, benötigt werden und sich die Anschaf-
fung einer eigenen Ausstattung nicht lohnt. Die
Beschäftigten bemängeln hier auch Leistungen
von privaten Anbietern, die dafür schon lange auf
dem Markt zur Verfügung stehen.

Ein weiterer Schwerpunkt ist, dass die WSV vor
Ort, das heißt regional mit ihren Ämtern, Au-
ßenbezirken und Bauhöfen, vertreten bleibt.
Wasserstraßen lassen sich nicht standardisie-
ren. Hier sind vielfach regionale Fachkenntnisse
erforderlich. Diese zu erhalten, ist für eine gute
Leistung der WSV unverzichtbar.

Ein ganz großes Anliegen aller ist, dass die
Ausbildung in Zahl der Ausbildungsplätze und in
der Qualität der Ausbildung, auf die die WSV
bzw. das Ministerium wirklich stolz sein kann,
erhalten bleibt. Ganz besonders wichtig ist, dass
transparente Entscheidungswege und eine pro-
fessionelle Leitungskultur für die WSV geschaf-
fen werden. Erste und wichtigste Voraussetzung
für eine erfolgreiche Reform der WSV ist ein
beteiligungsorientiertes, transparentes und de-
mokratisches Verfahren. Nicht nur, dass ein
solches Verfahren das hohe Misstrauen, das die
Beschäftigten ihrem Ministerium entgegen
bringen, wenigstens verringert. Ein solches
Verfahren macht die Nutzung der hohen Fach-
kompetenz und des riesigen Erfahrungsschatzes
der Kolleginnen und Kollegen vor Ort möglich.
Dies zu nutzen ist unserer Überzeugung nach
unverzichtbar. Und genau dieser gleiche Ansatz
gilt nach der Überzeugung von ver.di auch für die
Netzkategorisierung. Nachdem die ersten Ent-
würfe einer Netzkategorisierung – diese bunten
Karten des Ministeriums – veröffentlicht wurden,
sind auch bei uns viele Proteste von betroffenen
Verbänden aus Wirtschaft, Sport, Freizeit und
Tourismus eingegangen. Beachtlich sind auch
die Proteste der Länder und vieler Kommunen.
Auch unserer Überzeugung nach ist eine Kate-
gorisierung mit dem einzigen Kriterium „Güter-
transportmenge“, also Tonnagen, völlig unge-
nügend – egal wie dann die Kategorisierung
gestaltet wird. Die künftigen Erhaltungs-
und/oder Ausbaumaßnahmen allein von dem
Kriterium der Gütertransportmenge abhängig zu
machen verursacht die Gefahr, dass die Was-
serstraßen als Verkehrswege und ökologisches
Gesamtsystem irreparabel geschädigt werden.
Dies würde nicht nur die ökologische, sondern

auch die wasserwirtschaftliche Funktion der
Wasserstraßen nachhaltig beeinträchtigen und
zukünftig die Verlagerung von Gütertransport auf
Wasserstraßen in vielen Regionen unmöglich
machen, mit negativen Folgen für die wirtschaft-
liche Entwicklung und die Arbeitsplätze in der
Region. Dazu hören wir ja auch heute noch viele
Beiträge und viel Sachverstand. In diesem Sinne
ist das wichtigste Anliegen von ver.di: Wir plä-
dieren mit Blick auf die künftigen Kompetenzen,
die Aufgaben und die Organisationsstruktur für
konsensorientierte Lösungen und enge, trans-
parente und demokratische Einbeziehung aller
Betroffenen und Beteiligten und Kooperation
statt Zuarbeit zu einem Ministerium. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Frau Müller. Nun
Herr Torsten Müller vom Fachverband Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung!

Torsten Müller (Fachverband Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung): Sehr geehrter Herr
Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren,
in den nächsten Jahren fehlen für die Bundes-
wasserstraßen voraussichtliche Investitionsmit-
tel in Höhe von ca. 500 Millionen Euro pro Jahr.
Dies führt bereits heute an vielen Stätten des
Netzes zu Einschränkungen des Schiffsverkehrs
mit Folgen für die wirtschaftliche Befahrbarkeit.
Diese Entwicklung wird sich – nach unserer
Einschätzung – noch verschärfen, wenn man
das hohe Alter des Anlagenbestandes in der
WSV berücksichtigt. Dennoch ist aus Sicht des
FWSV die Beschränkung allein auf dem Para-
meter Ladungstonne nicht zukunftsfähig. Eine
Tonne Ladung hat eine durchaus unterschiedli-
che Wertschöpfung. Dies gilt insbesondere auch
für die zunehmenden hochwertigen Container-
verkehre. Um die unterschiedlichen wirtschaftli-
chen Verkehre transparent zu erfassen und zu
bewerten, schlagen wir vor, auch den Wert der
transportierten Güter, die Wertschöpfungsketten
sowie die Transportketten zu berücksichtigen.

In den See- und Binnenhäfen sowie den Werften
wird der volkswirtschaftliche Nutzen erwirt-
schaftet. Wir schlagen daher vor, den Ansatz des
BMVBS und die Bedeutung der See- und Bin-
nenhäfen als Knotenpunkte im Netz der Bun-
deswasserstraßen zu erweitern. Dies sollte dann
zusammen mit einer Verringerung der Anzahl
der Wasserstraßenkategorien in ein Hauptnetz
und ein Ergänzungsnetz umgesetzt werden.
Weiter schlagen wir vor, die Einnahmen von ca.
80 Millionen Euro pro Jahr aus den Schifffahrts-
und Befahrungsabgaben, die bereits heute ein-
genommen werden aus den Bundeswasser-
straßen, unmittelbar dem System Schiff/Wasser-
straße auch wieder für Ausbaumaßnahmen zur
Verfügung zu stellen. Die Beschäftigten der WSV
sind das beste und verlässlichste Kapital der
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Wasser- und Schifffahrtsverwaltung. Sie bringen
sich in die tägliche Aufgabenerledigung qualifi-
ziert und engagiert ein. Die fachgerechte Wei-
terentwicklung der Bundeswasserstraßen für
Schifffahrt, Wirtschaft und Häfen steht dabei
immer im Mittelpunkt der Tätigkeit. Auch Dis-
kussionen um eine transparente Fortentwicklung
der WSV haben die Beschäftigten und ihre
Personalvertretungen bislang nicht gescheut.
Die WSV hat sich weiterentwickelt durch An-
passung der inneren Organisationsstrukturen,
durch neue Konzepte für die schwimmenden
Fahrzeuge und Bauhöfe, mit entsprechenden
Stelleneinsparungen, durch erhebliche Steige-
rung der Vergabeleistung an qualifizierte Dritte,
insbesondere auch im Bereich der Ingenieur-
leistungen, durch Schleusenautomatisierung
inklusive Fernbedienung. Und auch im Rahmen
des Regierungsprogramms zur Einrichtung von
Dienstleistungszentren für die mittelbaren Ver-
waltungsaufgaben hat man entsprechende
Stelleneinsparung geleistet. Die WSV leistet
insgesamt mit ihren Beschäftigten umfassende
Aufgaben der Daseinsvorsorge und Sicherheit.
Die Nutzer der Bundeswasserstraßen erhalten
dabei die Dienstleistung aus einer Hand: Verkehr
und Weg. Die bestehende regionale und örtliche
Struktur der WSV hat sich vor dem Hintergrund
dieser umfassenden Zuständigkeit für das Sys-
tem Schiff/Wasserweg bewährt und sollte un-
seres Erachtens daher beibehalten und gestärkt
werden.

Verwundert hat uns allerdings, dass das BMVBS
mit der für die WSV zuständigen Abteilung in der
Betrachtung der künftigen Struktur fehlt. Kei-
nesfalls sollte allerdings vor Abschluss einer
umfassenden Aufgabenkritik, einer Geschäfts-
prozessoptimierung und einer Personalbedarfs-
ermittlung die bewährte und in das Gesamtsys-
tem der See- und Binnenschifffahrt einbezogene
Struktur der WSV vorausgreifend verändert
werden. Mit der Stelleneinsparung bis 2010 –
weit über 3.100 Stellen insgesamt – hat die WSV
ihren Beitrag auch zur Konsolidierung des
Bundeshaushaltes geleistet. Mit dem heutigen
Stellenbestand ist die WSV unter dem Bestand
vor der Wiedervereinigung gesunken. Dabei sind
neue Aufgaben hinzugekommen, wie die Um-
setzung der FFH-Richtlinie und die ökologische
Durchgängigkeit von Stau- und Wehranlagen.
Die Aussagen des Berichtes des BMVBS, dass
aus der Reform der WSV keine zusätzlichen
Stelleneinsparungen mehr generiert werden
können, können wir daher voll teilen. Allerdings
benötigt die WSV für ihre Fachaufgaben gut
ausgebildete Spezialisten – dazu findet man in
den Berichten nichts. Insbesondere in den tech-
nischen und nautischen Berufen herrscht bereits
heute ein bekannter Fachkräftemangel. Er-
schwerend hinzu kommt der demographische

Wandel, der ganz besonders den öffentlichen
Dienst noch zusätzlich treffen wird. Wir schlagen
daher vor, in einem ersten Schritt Ingenieure und
Nautiker bereits vor Aufnahme des entspre-
chenden Studiums einzustellen und zu besolden
bzw. tariflich zu bezahlen. In diesem Zusam-
menhang empfehlen wir auch, verstärkt auf das
in den technischen Berufen weitgehend noch
ungenutzte Potenzial junger Frauen bereits in
der schulischen Ausbildung zu setzen. Weiter
empfehlen wir die Weiterqualifizierungsmaß-
nahmen mit den Personalräten konsequent
fortzuentwickeln und auch die hohe Anzahl an
Ausbildungsplätzen, die die WSV in den Regi-
onen zur Verfügung stellt, beizubehalten und
auszubauen. Wir raten dazu, Personalentwick-
lungskonzepte, die es bisher nur für den höheren
Dienst gibt, für alle Laufbahnen mit den Perso-
nalvertretungen zu entwerfen und einzuführen
und mit den Beschäftigten umzusetzen. Für die
Fall, dass die Berichte des Ministeriums eines
Tages umgesetzt werden, muss noch etwas
genaueres zur sozialverträglichen Umsetzung
gesagt werden. Die sozialverträgliche Umset-
zung muss für die Beschäftigten rechtsverbind-
lich und verlässlich gestaltet werden, das heißt,
es müssen entsprechende tarifvertragliche Re-
gelungen geschaffen und für die Beamtinnen
und Beamten müssen diese Dinge in entspre-
chende Rechtsnorm umgesetzt werden. Dan-
keschön!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Müller. Herr
Schwanen!

Jens Schwanen (Bundesverband der Deut-
schen Binnenschifffahrt e.V.): Sehr geehrter
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und
Herren Bundestagsabgeordnete, vielen Dank für
die Einladung, heute vor Ihnen im Rahmen die-
ser Anhörung sprechen zu dürfen. Die schriftli-
che Stellungnahme des BDB liegt Ihnen ebenso
vor wie ein Schreiben des BDB an Sie, mit Da-
tum vom 3. Februar 2011, wo wir bereits eine
erste Einschätzung zu den Absichten, die
WSV-Reform durchzuführen und dabei das Netz
neu zu kategorisieren, vorgelegt haben.

Ich möchte mich auf folgende Kernpunkte kon-
zentrieren: Ich beginne mit der Netzstrukturie-
rung. Es ist auch in unseren Augen richtig, dass
Investitionen in die Infrastruktur – und damit
meine ich die Infrastruktur sämtlicher Verkehrs-
träger – dort getätigt werden, wo der verkehrliche
Bedarf am höchsten, der volkswirtschaftliche
Nutzen am größten und aufgrund jahrelanger
Unterfinanzierung die Erhaltungsnotwendigkeit
am dringendsten ist. Einer in diesem Sinne de-
finierten Prioritätensetzung ist zuzustimmen. Das
ist allerdings nicht neu, sondern entspricht zu-
mindest im Bereich des Wasserstraßensystems
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seit Jahren der Üblichkeit, wie man bereits im
Investitionsrahmenplan für die Jahre 2007 bis
2010 nachlesen kann. 80 Prozent der Investiti-
onen dienten dem Erhalt der Flüsse und Kanäle.
Kernproblem im Bereich der Wasserstraßeninf-
rastruktur ist – nach unserer Auffassung – die
jahrzehntelange Unterfinanzierung. Erhaltungs-
maßnahmen und Ausbaumaßnahmen kosteten
und kosten auch heute noch mehr Geld als im
Etat zur Verfügung steht. Das Bundesver-
kehrsministerium spricht im ersten Bericht für
den Haushaltsausschuss von einem Jahres-
fehlbetrag von einer halben Milliarde Euro und
zwar basierend auf dem vergleichsweise hohen
Etatansatz von derzeit rund 830 Millionen Euro.
Entstanden ist das Defizit durch den schlechten
Erhaltungszustand der Bauwerke an den Was-
serstraßen und die daraus resultierenden hohen
Extra-Ersatzinvestitionen und die explodieren-
den Baukosten. Das Bundesverkehrsministeri-
um stellt in seinem ersten Bericht selber fest,
dass diese Infrastruktur für die verladende
Wirtschaft zunehmend unlukrativ ist. Verschärft
wird das Problem der Unterfinanzierung durch
zusätzliche Aufgaben der WSV. Ich nenne hier
nur beispielhaft die Umsetzung der Europäi-
schen Wasserrahmenrichtlinie, den ISPS-Code
und das komplexe europäische Vergaberecht,
ohne dass die zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmittel deshalb in den letzten Jahren spürbar
erhöht worden wären. Seltsamerweise geben die
Berichte des Bundesverkehrsministeriums aber
keinen Hinweis darauf, ob und wie eine Mehrung
der Einnahmen möglich wäre, um diesem Defizit
zu begegnen. Es wird der lapidare Hinweis ge-
geben, dass mehr Mittel nicht zu erzielen sind.
Das mag im Hinblick auf die reinen Bundesmittel,
d.h. Steuermittel, vielleicht so sein, wenn aber
sämtliche Nutzer der Wasserstraßeninfrastruktur
– und das ist nicht nur die gewerbliche Binnen-
schifffahrt – konsequent in die Finanzierung
einbezogen würden, ließen sich durchaus zu-
sätzliche Einnahmen erzielen. Darauf hatten Sie,
sehr geehrter Herr Vorsitzender, ja in einer Un-
terlage, die bei Ihnen auf der Webseite zu finden
ist, auch schon einmal hingewiesen. Die Schiff-
fahrt zahlt bereits heute, mit Ausnahme der drei
internationalen Magistralen Rhein, Donau und
Elbe, wo internationale Abkommen im Wege
stehen, Schifffahrtsabgaben. Leider gehen auch
die drei Anträge der Oppositionsfraktionen auf
die Möglichkeiten alternativer zusätzlicher Fi-
nanzierungsformen nicht ein. Bevor das Bun-
desverkehrsministerium eine erhebliche und in
deren Augen nicht behebbare Unterfinanzierung
feststellt und daraus eine Kategorisierung ab-
leitet, die insbesondere in der Mitte und im Osten
Deutschlands, aber auch zum Beispiel in Baden
Württemberg, einen de facto endgültigen Aus-
baustopp zur Folge hat, sollten doch zunächst
alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, Ein-

nahmen zu erzielen. Das mag ordnungspolitisch
unbequem sein, etwa im Hinblick auf die Sport-
boot- und Freizeitschifffahrt oder im Hinblick auf
die Nutzung der deutschen Seewasserstraßen,
wer aber in geschlossenen Finanzierungskreis-
läufen denkt und hierin die Zukunft der Ver-
kehrspolitik sieht, wird sich dieser unbequemen,
öffentlich bisher nicht geführten Debatte kaum
verschließen können.

Es ist zuzugeben, dass sämtliche Landver-
kehrsträger unter einer erheblichen Unterfinan-
zierung leiden. Auch das ist nicht neu, sondern
wurde bereits vor über 10 Jahren von der so
genannten Pällmann-Kommission festgestellt.
Deshalb kann es sinnvoll sein, eine überarbeitete
Bewertungsmethodik für den nächsten Bun-
desverkehrswegeplan, angekündigt für das Jahr
2015, zu erarbeiten. Allerdings ist für mich nicht
nachvollziehbar, weshalb das Bundesverkehrs-
ministerium für den Bereich der Bundeswasser-
straßen nun einen in der wissenschaftlichen
Vorgehensweise zumindest zweifelhaften Vor-
griff auf diese Arbeit startet. Quasi über Nacht
werden Wasserstraßenprojekte aus dem vor-
dringlichen Bedarf des Bundesverkehrswege-
planes – Stichwort: Saalekanal – zur Makulatur
und erleben den Absturz von großer Vordring-
lichkeit in die Bedeutungslosigkeit. Angekündigte
Ausbaumaßnahmen werden auf der Grundlage
von nicht veröffentlichten Güterverkehrsprog-
nosen, deren Qualität und Richtigkeit Sie, die
weiteren Experten und ich nicht überprüfen
können, nicht realisiert. Die beförderte Güter-
menge wird als Bezugsgröße für das Ob eines
Ausbaus gewählt. 10, 5, 3 bzw. 1 Millionen
Tonnen pro Jahr werden als Abgrenzungskrite-
rium angesetzt. Einen wissenschaftlichen
Nachweis für diese Zahlen und damit für die
Abgrenzung bleibt das Ministerium in den bisher
vorgelegten Unterlagen leider schuldig. Der Wert
und die Art des transportierten Gutes – Stich-
wort: übergroßes Stückgut – bleiben bei dieser
Vorgehensweise ebenso außen vor, wie der
Umstand, dass auch kleinere Wasserstraßen
ländliche Räume verknüpfen und dadurch eine
Bedeutung haben, die mit einer reinen
Tonnagebetrachtung kaum erfasst werden kann.
Das hat unisono Kritik erfahren. Hierzu verweise
ich auf die schriftliche Stellungnahme und er-
laube mir hier in der Anhörung nur die Frage: Wo
bei dieser einseitigen Betrachtung eigentlich die
Tagesausflugs- und die Kabinenschifffahrt bleibt,
die pro Jahr über 17 Millionen Fahrgäste auf
deutschen Flüssen und Kanälen transportiert?
Dieser erhebliche Tourismus und damit Wirt-
schaftsfaktor taucht in den Unterlagen des
Bundesverkehrsministeriums bisher gar nicht
auf. Es wäre schön gewesen, wenn das Minis-
terium in einer Unterlage dargelegt hätte, wie in
den nicht weiter ausgebauten Regionen in 30
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oder 40 Jahren Gütertransport mit dem Binnen-
schiff überhaupt noch erfolgen soll. Ob und wie
Straßen und Schiene das prognostizierte
Wachstum in diesen Regionen aufnehmen soll.

Mein Vorschlag wäre, man sollte die gesamten
vorgetragenen Bedenken durchaus berücksich-
tigen und gewichten, aber das Ganze für den
Bundesverkehrswegeplan 2015 vorbehalten und
dann auch Gremien entsprechend beteiligen.
Das wäre mein Wunsch. Ebenso wie der
Wunsch nach einem Wasserstraßenausbauge-
setz, was es für die Fernstraße und die Schiene
bereits gibt, was zumindest in einem kleinen
Bereich doch Planungssicherheit schaffen
könnte. Wenn Sie mir gestatten, würde ich gerne
einen Satz noch zu der eigentlichen Reform der
Verwaltung selber sagen, Herr Vorsitzender. Ob
der Umbau der Verwaltung von einer Durchfüh-
rungs- in eine Gewährleistungsverwaltung tat-
sächlich sinnvoll d.h. effektivitätssteigernd ist,
kann ich zurzeit nicht beurteilen. Hier hat aber
der Parlamentarische Staatssekretär Enak Fer-
lemann einen richtigen und, wie ich meine,
wichtigen Hinweis gegeben: Eine Reform macht
nur Sinn, wenn am Ende etwas Besseres dabei
herauskommt, als es zurzeit gegeben ist. Aus
der Sicht des Binnenschifffahrtsgewerbes gibt es
am bisherigen Verwaltungsaufbau nichts zu
beklagen. Der BDB pflegt in alle hierarchische
Instanzen – angefangen beim einzelnen Amt
über die Wasser- und Schifffahrtsdirektion bis hin
zum Ministerium als Aufsichtsbehörde – ein
ebenso konstruktives wie vertrauensvolles Mit-
einander. Aber nichts ist so gut, dass man es
nicht noch besser machen könnte. Da fehlt mir
allerdings bei den bisher vorliegenden Informa-
tionen im Moment der Glaube. Weil - wenn ich
lese, dass die WSV aus der Fläche zurückge-
zogen werden soll und dann bei unvorhergese-
henen Sperrungen womöglich mit noch längeren
Rüstzeiten gerechnet werden muss als das
Gewerbe heute schon mit zu rechnen hat, dann
wäre das für uns mit Sicherheit unzumutbar, weil
die Baufälligkeit der Anlagen hat bereits heute
Sperrzeiten zur Folge, die das Gewerbe massiv
belasten. Im Übrigen auch die verladende Wirt-
schaft. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Vorsitzender: Vielen Dank. Herr Thiel, Ihr Bei-
trag bitte.

Dr. Patrick Thiele (Deutscher Industrie- und
Handelskammertag e.V.): Sehr geehrter Herr
Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren
Bundestagsabgeordnete, herzlichen Dank, dass
ich die Gelegenheit habe, für den DIHK unsere
Position darzustellen. Das Thema, was wir heute
besprechen, gliedert sich eigentlich in zwei Be-
reiche. Das ist einmal die Weiterentwicklung der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung und zum

anderen die künftige Wasserstraßenpolitik. Zur
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, ich denke,
das sollte man vom Ergebnis her betrachten. Die
Wirtschaft erwartet eine leistungsfähige und eine
effiziente Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
und d.h. eben auch, dass man historisch ge-
wachsene Strukturen an veränderte Rahmen-
bedingungen anpassen muss. Fachpersonal
muss dort eingesetzt werden, wo Bedarf besteht
und auf jeden Fall muss sichergestellt werden,
dass Unterhaltungsmaßnahmen nicht mögli-
cherweise an fehlenden personellen Ressourcen
scheitern. Der Bundesrechnungshof hat einmal
die Frage des „Make or buy“ aufgeworfen. Diese
muss man sich auch stellen. Was muss eine
Wasser- und Schifffahrtsdirektion selber ma-
chen? Was kann sie am Markt an Leistungen
einkaufen. Letztlich ist für uns entscheidend,
dass die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung gut
arbeitet, das ist eigentlich der springende Punkt
für uns.

Zur künftigen Wasserstraßenpolitik: Eines haben
die Veröffentlichungen der letzten Wochen und
Monate ganz deutlich gezeigt, es wird zu wenig
in die Wasserstraßen investiert. Wir haben jetzt
alle deutlich gesehen, es gibt 500 Millionen Euro,
die wir jedes Jahr mehr in die Wasserstraßen
stecken müssten, die nicht zur Verfügung stehen
und das hat Konsequenzen: Der bauliche Zu-
stand des Wasserstraßennetzes ist unzurei-
chend, viele Anlagen haben ihre wirtschaftliche
Nutzungsdauer längst überschritten, wir haben
Kapazitätsengpässe und viele Wasserstraßen
sind auch längst noch nicht an die heute gängi-
gen Schiffstypen angepasst worden. Die Was-
serstraßen sind damit in einer ähnlich schwieri-
gen Lage, wie auch Straße und Schiene. Auch
hier haben wir einen schleichenden Substanz-
verfall und zunehmende Kapazitätsengpässe zu
beklagen, was wir bedauern. Es gibt bisher also
keine wirkliche Investitionsstrategie, so dass
man sagt: Was brauchen wir? Wo besteht Be-
darf? Warum muss ein Projekt durchgeführt
werden und warum nicht? Und wenn wir uns bei
den Wasserstraßen auch mal anschauen, wenn
Schleusen weit über die vorgesehene Nut-
zungsdauer eingesetzt ihren Dienst tun müssen,
dann kann von einer Lebenszykluskostenmini-
mierung, von einer vernünftigen Erhaltungs-
strategie, keine Rede sein. Insofern besteht
Handlungsbedarf.

Bei den Wasserstraßen kommt noch hinzu, wir
haben jetzt das Weißbuch aus Brüssel, da kann
man drüber klagen – das tun wir auch als DIHK
–, aber da steht unter anderem drin, wir wollen
die CO2-Emission des Verkehrs reduzieren. So,
wie machen wir das? Der Verkehr wird weiter
wachsen, d.h. wir müssen auch auf das Bin-
nenschiff setzen. Das Binnenschiff hat große
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Kapazitätsreserven. Das heißt für uns: diese
Kapazitätsreserven muss man sich erschließen.
Jetzt haben wir aber das Problem mit der
Haushaltslage. Die Haushaltslage ist schwierig
und wir gehen davon aus, dass sie auch in den
nächsten Jahren schwierig bleiben wird, d.h. das
Volumen wird hinter dem zurückbleiben, was wir
eigentlich benötigen um die Wasserstraßen für
die Zukunft fit zu machen. Und das heißt für uns
– durchaus auch schweren Herzens – wir müs-
sen als „second best“ Lösung akzeptieren, dass
die knappen Mittel dort prioritär eingesetzt wer-
den, wo eben der verkehrliche Nutzen am
größten ist. Ganz klar ist, eine Priorisierung wird
zur Folge haben, dass bei bestimmten Wasser-
straßen auf unabsehbarer Zeit kein Ausbau
erfolgen oder möglicherweise sogar eine Was-
serstraße irgendwann einmal entwidmet wird. Ich
bekomme sehr viele Anfragen von IHKn. Sehr
viele Kammern in der Region haben Angst um
ihre Wasserstraßen. Wasserstraßen sind dort
ein wichtiger Standortfaktor, ob für die Montan-
industrie, für die chemische Industrie, die Her-
steller von Windkraftanlagen oder auch für den
Tourismus. Sollten Wasserstraßen nicht aus-
gebaut werden, hat das Auswirkungen auf die
Investitionsentscheidung von Unternehmen und
damit auch auf die Entwicklung der Region. Was
also tun? Wenn man priorisieren, wenn man
kategorisieren muss, dann sollte man es sach-
gerecht tun. Und man muss die Sorgen und
Bedenken die bestehen ernst nehmen und
deshalb sollte man folgende Punkte beachten:
Wir haben einen andauernden Streit um die
Methodik. Sind die Tonnen nun gerechtfertigt?
Sollten es bewertete Tonnen sein? Sollte es die
Nettoraumzahl sein? Diese Fragen sollte man
abschließend gutachterlich klären, damit hier ein
für allemal Klarheit besteht und das nicht diese
Diskussion losgeht: Ja, wenn man aber eine
andere Maßzahl genommen hätte, dann wäre
die Wasserstraße ganz anders eingruppiert
worden.

Schließlich ist es wichtig, dass eine Kategori-
sierung flexibel gehandhabt wird. Das Ganze
darf nicht in Stein gemeißelt sein. Verkehrliche
Rahmenbedingungen verändern sich, d.h. eine
Wasserstraße kann auch mal wieder hochgestuft
werden, wenn zum Beispiel ein Investor sagt, ich
möchte dort eine große Anlage bauen, ich werde
dort sehr viel mit dem Binnenschiff transportie-
ren. Schließlich muss Klarheit bestehen, welche
künftigen Unterhaltungs- und Ausbaumaßnah-
men konkret möglich sind. Es gibt inzwischen
einschlägige Unterlagen, aber trotzdem gibt es
immer noch Unsicherheit, was nun wirklich bei
einer Wasserstraße gemacht werden kann. Ist
eine Verlängerung einer bestehenden Schleu-
senkammer bei einer Wasserstraße noch mög-
lich oder nicht? Das sind Fragen, die die Leute in

der Region sehr bewegen. Wichtig auch für uns,
man sollte möglichst keine irreversiblen Fakten
schaffen, d.h. es sollte immer noch möglich sein
eine Wasserstraße wieder aufzustufen und nicht
Fakten schaffen, dass das ein für alle mal nicht
mehr möglich ist. Die Frage ist jetzt aber: Reicht
das am Ende? Die Frage, die sich uns stellt ist:
Wenn man das Konzept jetzt umsetzt, werden
sich dann die Mittel und der Bedarf in einer Ba-
lance befinden? Wird das in Einklang stehen?
Wir haben die Befürchtung, dass am Ende mög-
licherweise immer noch zu wenig Mittel zur
Verfügung stehen. Und dann ist die Frage: Wie
werden dann eigentlich Projekte umgesetzt?
Dann haben wir die Hauptwasserstraßen, dann
haben wir kaskadenartig die anderen Wasser-
straßen. Und würden dann alle Mittel in die
Hauptwasserstraßen fließen, wenn die Mittel
knapp sind? Oder sind dann auch für die ande-
ren, bescheidenen Unterhaltungsmaßnahmen
genügend Mittel da? Das zeigt, die Priorisierung
allein ist ein erster Schritt. Sie kann aber die
Probleme allein nicht lösen. Was wir brauchen ist
ein integrierter Ausbau- und Finanzierungsplan
für alle Verkehrsträger, d.h. wir müssen uns
fragen: Wo wächst der Verkehr? Wo entstehen
Engpässe? Wo laufen wir in Engpässe rein?
Wann müssen wo Baumaßnahmen vorgenom-
men werden? Und, wie viel Geld benötige ich
dafür? Das muss in einem integrierten Investiti-
ons- und Ausbauplan über mehrere Jahre fest-
gelegt werden. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Thiele. Herr
Weiger, Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Hubert Weiger (Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland): Sehr geehrter
Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen
und Herren Abgeordnete! Auch ich darf mich für
den BUND bedanken, dass wir die Möglichkeit
haben, bei dieser Anhörung teilzunehmen und
uns direkt einzubringen. Unsere Aufgabe ist
natürlich die, nicht nur auf die Bedeutung der
Wasserstraßen für den Verkehr und das damit
einhergehende erhoffte oder tatsächliche
Wachstum hinzuweisen, sondern darauf, dass
Wasserstraßen, im Regelfall Flüsse, ja vielfältige
Funktionen haben, und dass die Öffentlichkeit
zunehmend gerade naturnahen Flusssystemen
eine immer größere Priorität einräumt. Von daher
begrüßen wir durchaus eine Reform der Bun-
deswasserstraßenverwaltung und auch eine
Priorisierung der Bundeswasserstraßen nach
dem Verkehrsaufkommen als einen ersten rich-
tigen Schritt. Wir begrüßen auch, dass vor die-
sem Hintergrund Planungen, wie sie an der
Spree geplant waren – oder Stichwort: Klein-
machnower Schleuse –, nicht mehr weiter ver-
folgt werden. Wir begrüßen auch, dass die Saale
zur Restwasserstraße erklärt werden soll. Wir
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halten es für überfällig, dass man im Rahmen der
entsprechenden Reform und der Priorisierung
der Investitionen auch endlich dem Rechnung
trägt, was vorher bereits schon einmal kurz
angesprochen worden ist, nämlich einer allge-
meinen gesetzlichen Zielsetzung, einer Was-
serrahmenrichtlinie auf europäischer Ebene,
also einer Situationsumsetzung des novellierten
Wasserhaushaltsgesetzes, Biodiversitätsstrate-
gie der Bundesregierung und anderes mehr. Das
heißt, es muss dringend das Ziel sein, den öko-
logischen Zustand der Gewässer deutlich zu
verbessern und den ökologischen Hochwas-
serschutz voranzubringen.

Wir haben die Situation zum Beispiel an der
Elbe, dass fast 10 Jahre nach der größten
Hochwasserkatastrophe gerade ein einziges
großes Rückdeichungsprojekt durchgeführt und
dies in erster Linie mit Gelder des Bundesamtes
für Naturschutz finanziert wurde. Es soll jetzt ein
weiteres Projekt bei Dessau folgen. Es gibt also
hier erheblichen Handlungsbedarf. Von daher
sind wir der Auffassung, dass die Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung durchaus nicht nur um-
gebaut, sondern neu gebaut werden sollte, denn
eine Vielzahl neuer Aufgaben braucht auch
entsprechendes qualifiziertes Personal. Wir sind
der Meinung, dass es dringend notwendig ist –
Dr. Thiele hat es bereits schon kurz angespro-
chen –, tatsächlich endlich zu einer integrierten
Gesamtbetrachtung der Verkehrsträger zu
kommen und damit Parallelinvestitionen zu
vermeiden. Es ist dringend notwendig, bei der
Netzanalyse vorhandene Defizite im Bereich der
Unterhaltung auch klarer als bisher zu verdeut-
lichen, Engpasssituationen und mögliche Lö-
sungen zu beschreiben und auch ökologische
Unterhaltungsdefizite zu benennen. Das heißt
die Überprüfung der Funktionstüchtigkeit der
Netzstruktur und die Entwicklung eines natur-
verträglichen Unterhaltungskonzeptes sind in
unseren Augen wichtige Maßnahmen. Das be-
deutet auch, dass Konzepte für den ökologi-
schen Umbau der Bundeswasserstraßen, also
eine Durchgängigkeitsherstellung – und nach
den jetzigen Finanzierungen dauert es ja nicht
einige Jahre sondern Jahrzehnte bis wir tat-
sächlich dieses Ziel erreicht haben – auch um-
gesetzt wird. Es müssen aber auch wasserbau-
liche Vorgaben überprüft werden, inwieweit
diese reduziert werden können und da müssen
durchaus auch die Anforderungen des Wasser-
tourismus berücksichtigt werden, wobei –
nachvollziehbar sicherlich für Sie – wir als BUND
eine Ausweitung des Motorsporttourismus ab-
lehnen. Die Parameter für den Ausbau müssen
entsprechend ökologischen Vorgaben, zum
Beispiel der Wasserrahmenrichtlinie, fortentwi-
ckelt werden, das heißt durchaus auch reduziert
werden. Wir brauchen ein Konzept für die Revi-

talisierung der so genannten Restwasserstra-
ßen. Wir brauchen schließlich auch Entwicklung
integrierter flussangepasster Logistikkonzepte,
welche die unterschiedlichen Güterstrukturen in
einzelnen Flussgebieten, einschließlich der
Leistungsfähigkeit der Flüsse, berücksichtigen.
Von daher würden wir es begrüßen, wenn tat-
sächlich eine Kommission „Wasserstraße“ ge-
bildet würde, der neben den Vertretern der zu-
ständigen Ministerien eben auch Vertreter der
Wirtschaft, aber auch des Natur- und Umwelt-
schutzes angehören. Dankeschön!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Weiger. Als
Nächstes hat der Herr Kollege Lietz das Wort.
Ich bin nochmal darauf hingewiesen worden, auf
die Art, wie wir hier fragen, hinzuweisen. Wenn
man eine Frage hat, darf man sich zwei Experten
aussuchen, die dann direkt antworten. Hat man
zwei Fragen, darf man sich nur noch einen Ex-
perten aussuchen. Herr Lietz, Sie haben das
Wort.

Abg. Matthias Lietz: Herr Vorsitzender, meine
Damen und Herren Sachverständige, meine
lieben Kollegen! Ich drücke erst einmal meinen
Dank für die Darstellung der Sachverständigen
aus. Ich denke, Sie haben kurz und präzise noch
einmal ihre Sicht der Dinge darstellen können.
Ich möchte mit einer Richtung beginnen, da sie
sich wie ein Roter Faden durch die Darstellung
von Ihnen allen gezogen hat, nämlich die Frage
der Kategorisierung der Netze, also der Katego-
risierung der Straßen. Dr. Thiele und auch Sie
Herr Schwanen haben auf eine Situation hinge-
wiesen, die gesamtwirtschaftliche Aspekte be-
trachtet. Mir ist aber noch im Ohr eine Darstel-
lung des Bundesrechnungshofes, der sehr klar
und sehr deutlich festgestellt und formuliert hat,
dass Investitionen künftig in diesem Bereich nur
noch unter wirtschaftlichen Aspekten erfolgen
können. Da geht meine Frage jetzt an Sie, Herr
Dr. Koch und an Herrn Heitmann: Wie beurteilen
Sie diese Feststellung – speziell auch unter dem
Gesichtspunkt, dass wir künftig von Netzen
innerhalb Deutschlands und transeuropäischen
Netzen sprechen –, dass man die Frage des
wirtschaftlichen Betrachtens in den Vordergrund
stellt?

Vorsitzender: Vielen Dank. Herr Heitmann, Sie
haben das Wort.

Klaus Heitmann (Zentralverband der deut-
schen Seehafenbetriebe e.V.): Vielen Dank,
Herr Lietz! Das ist ja unser Petitum, das wir
deutlich machen wollen. Wir haben Instrumente
an der Hand, bewährte Instrumente für den
Bundesverkehrswegeplan, nämlich Nutzen-
Kosten-Überlegungen. Und wenn man dann
sieht, welche Nutzen-Kosten-Faktoren einige
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Projekte haben – ich denke beispielsweise an die
Unterweservertiefung mit einem Nutzen-Kosten-
Faktor von über 16, was außerordentlich hoch ist
– und wenn diese Möglichkeiten nicht ergriffen
werden, um die Wettbewerbsfähigkeit der an
diesem Fluss liegenden Standorte zu stärken,
hat man wenig Verständnis dafür. Das ist ein
Kriterium, das also hier auf jeden Fall zum Zuge
kommen sollte. Das wird ja auch zugrunde gelegt
bei Überlegungen für Güterkorridore im Rahmen
der transeuropäischen Netze. Dieses Kriterium
muss erhalten bleiben. Es muss Grundlage der
Entscheidungen sein. Das würde ja bedeuten,
wenn man einen Euro investiert, bekommt man
16 Euro zurück. Es gibt Projekte – ich will gar
nicht auf Einzelne eingehen –, die aber ein
Kosten-Nutzen-Verhältnis haben, das meines
Erachtens nicht geeignet ist, dieses Projekt zu
realisieren. Also, unser Wunsch wäre, dass man
bei den bewährten Instrumenten bleibt und diese
für den notwendigen Ausbau unserer maritimen
Infrastruktur zugrunde legt.

Vorsitzender: Herr Koch, Sie haben das Wort.

Dr. Joachim Koch (Railistics GmbH): Vielen
Dank! Herr Lietz, ich stimme Ihnen zu. Die Vor-
gaben des Bundesrechnungshofs, entspre-
chende Aktivitäten die in letzter Zeit erarbeitet
worden sind, rechtfertigen den methodischen
Ansatz – so wie ich es auch vorhin ansatzweise
dargestellt habe – unter die Betrachtung der
wirtschaftlichen Aspekte. Die Methodik, die wir –
erst einmal für den Bereich Niedersachsen –
entwickelt haben, hat im Grunde fünf wichtige
Kenngrößen, die zu berücksichtigen sind. Da ist
die wirtschaftliche Kraft in den Regionen, in den
definierten Wirtschaftszentren entlang der Bun-
deswasserstraßen, die Wertschöpfung, die da-
hinter steht, die Erreichbarkeit mit verschiedenen
Verkehrsträgern, d.h. der Modal Split muss be-
rücksichtigt werden, also Potenziale, die von der
Straße und gegebenenfalls von der Schiene auf
die Binnenschifffahrt verlagert werden können.
Dies bedeutet insbesondere für die Schiene das
Freiwerden von Trassen, die – ganz wichtig –
gerade im Seehafenhinterlandverkehr gebraucht
werden, um damit Aktivitäten für die verschie-
densten Verkehrsträger herauszuarbeiten.

Sehr wichtig ist, dass man nicht nur eine Rich-
tung betrachtet, wie zum Beispiel den aufstre-
benden und auch in den Prognosen bis 2025
sehr stark ansteigenden Containerverkehr,
sondern dass man auch den konventionellen
Verkehr betrachtet. Man muss auch die Poten-
ziale im Bereich der Schüttgutumschläge, der
Massenguttransporte berücksichtigen und zwar
ganz klar auch die wirtschaftlichen Kräften der
Regionen betrachten. Man hat dann wirklich eine
Stellschraube in der Hand, die man in der Zu-

kunft weiter ausweiten kann. Insofern ist diese
Weiterentwicklung Ihrer Struktur, Ihrer Methodik,
die Sie zugrunde gelegt haben, ganz hilfreich,
um genau das, was Sie sagten, Herr Lietz, die
wirtschaftlichen Faktoren mit in die Diskussion
einzubringen.

Vorsitzender: Vielen Dank, Kollege Beckmeyer
als nächster.

Abg. Uwe Beckmeyer: Herr Vorsitzender, herz-
lichen Dank, die überwältigende Zahl der
Sachverständigen haben sich hier eindeutig für
die Bundeswasserstraßen und die Nutzung,
auch zukünftige Nutzung, der Bundeswasser-
straßen ausgesprochen und damit unterstrichen,
was notwendig ist, um diese Bundeswasser-
straßen auch in Zukunft zu unterhalten, zu för-
dern und auszubauen, wo es nötig ist und wo
wirtschaftlich etwas entsteht. Bei dem, was wir
hier heute diskutieren, klingt eigentlich mit, was
wir an Murks in den letzten Monaten in
Deutschland zu dem Thema alles haben lesen
dürfen und hören müssen. Murks entsteht aber
nicht dadurch, dass Verwaltung irgendwie nur
arbeitet, sondern Murks hat meistens auch die
Ursache in einer falschen Politik. Diese falsche
Politik haben auch einige der Herren, die hier
auch im Saale sitzen, zu verantworten.

Meine Frage ist, und das ist eine Frage an die
beiden Vertreter der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer: Was haben Sie gedacht und was
haben Ihre Kollegen dabei empfunden, als Ihnen
mitgeteilt wurde, dass aus der Koalition heraus
das Thema Ausführungsverwaltung gar nicht
mehr so sehr gewünscht wird? Sondern dass nur
noch eine Gewährleistungsverwaltung das Non-
plus-Ultra sein muss, mit all den Effekten die
damit verbunden sind, der geringen Wertschät-
zung und eben das, was das am Ende für die
Beschäftigten heißt? Das würde ich gerne
nochmal von Ihnen beiden geschildert bekom-
men, was dies draußen an Wirkung und an Effekt
– negativen Effekt – gebracht hat. Dankeschön.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Beckmeyer.
Frau Müller von ver.di, wollen Sie beginnen? Und
dann Herr Müller, vom Fachverband Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung.

Sigrid Müller (ver.di Bundesfachgruppe
Bundesverkehrs- und Straßenbauverwal-
tung): Wie schon vorhin in Form von Aus-
schnitten aus einer Personalversammlung ge-
schildert, arbeitet die Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung, arbeiten die Beschäftigten am Limit
bzw. schon darüber hinaus an der äußersten
Grenze. Da steckt schon viel Herzblut drin, wenn
man da noch seine Aufgaben erledigen will.
Wenn dann natürlich die Wertschätzung fehlt,
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und nicht nur fehlt, sondern auch noch kaputt
gemacht wird durch „Ihr seid nicht effizient und
effektiv“, hat das nochmal zusätzliche sehr ne-
gative Folgen. Das ist fehlende Wertschätzung,
und zwar durch solche Pläne oder durch solche
Äußerungen. Die andere Sache ist natürlich die
blanke Angst, die dann auch weiter bremst und
hemmt. Angst um die Arbeitsplätze, Angst um
die Ausbildungsplätze, Angst um die Übernahme
nach der Ausbildung, die sowieso selten statt-
findet. Der dritte und wichtigste Punkt ist natür-
lich der Zorn. Der Zorn wird sich, je nachdem wie
die Pläne weitergehen – das sage ich auch ganz
offen –, zur Not auch in Arbeitskampf bzw. in
Streikmaßnahmen äußern. Das ist die einzige
Möglichkeit, wie sich Beschäftigte wehren kön-
nen. Sie schicken uns zwar hier auch noch in die
Ausschüsse und wir haben auch viele Diskus-
sionen mit der Politik geführt, dankenswerter-
weise auch mit allen Fraktionen, aber wenn die
Überzeugung nicht mehr ausreicht, dann müs-
sen wir anders weitermachen.

Vorsitzender: Vielen Dank, Frau Müller. Herr
Müller.

Torsten Müller (Fachverband Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung): Um das zu ergänzen:
die Beschäftigten haben zum Teil diese Diskus-
sion einfach gar nicht verstanden, weil die
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung von je her
eine Verwaltung ist, die einen Mix aus Gewähr-
leistungs- und Ausführungsverantwortung ist.
Das ist eigentlich überhaupt nichts Neues und
damit leben die Beschäftigten auch. Dieses
Polarisieren, was reingekommen ist in den letz-
ten Monaten, das war eigentlich der entschei-
dende Punkt, der die Leute extrem verunsichert
hat und der auch unnötig ist. Ausgehend von
diesem Gutachten „Kernaufgaben“, was wieder
ausgebuddelt wurde und die Stelleneinsparun-
gen, die dort damals mit 6.200 beziffert waren –
damit muss man an der Stelle einfach auch mal
aufräumen –, war vollkommen verkehrt. Dieses
Gutachten, ein verwaltungsinternes, hat 3.100
Stellen in die Stelleneinsparung eingebracht.
Dies war die angenommene gesetzliche Stel-
leneinsparung bis 2010. Die hat die Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung voll erbracht. Die anderen
3.200 Stellen waren ein so genanntes Umbau-
potenzial, wenn man bestimmte Aufgaben ver-
geben würde. Dann sollte man die Stellen um-
wandeln in andere Stellen höherwertiger Art für
Vergabeleistungen. Damit einhergehen sollte
aber, dass die Haushaltsmittel für Vergaben
entsprechend erhöht würden. Das ist nie ge-
schehen und deswegen ist auch dieses Gut-
achten diesbezüglich nie umgesetzt worden.
Dass 10 Jahre später, nachdem sich die WSV
wirklich mächtig weiterentwickelt hat und die
Beschäftigten an den internen Maßnahmen

extrem mitgearbeitet haben, auf einmal ein
Schritt 10 Jahre zurück gemacht werden soll, das
hat schlicht und einfach keiner verstanden. Das
hat Zweifel aufkommen lassen, an dem, was vor
allen Dingen Politik mit Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes, die sich nicht zu schade sind
bei Wind und Wetter, an Heilig Abend notfall-
mäßig an die Schleusen oder sonst wohin
rauszugehen, macht. Dies war eine Missachtung
und so wurde es auch empfunden. Den Diskus-
sionsprozess kann man zurzeit weiterverfolgen.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Müller. Herr
Staffeldt.

Abg. Torsten Heiko Staffeldt: Herr Vorsitzen-
der, liebe Experten, meine Damen und Herren!
Ich will gar nicht auf die Thematik eingehen, die
eben in den letzten Fragen besprochen wurde,
wo es beispielsweise her resultiert, dass eine
Verunsicherung bei den Beschäftigten der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung entstanden
ist. Das kam nämlich nicht von unserer Seite, das
kann ich dazu ganz klar so sagen.

Zwischenruf Abg. Uwe Beckmeyer: Nein, Ihr
seid völlig unschuldig! Euch gibt’s gar nicht, das
ist ja der Punkt!

Abg. Torsten Heiko Staffeldt: Da fühlt sich
wohl direkt jemand angesprochen. Das freut
mich, dass er den Ball direkt aufnimmt… Ich
habe zwei Fragen an Herrn Dr. Koch. Sie haben
ein Verfahren, eine Prognose vorgeschlagen
bzw. auch für den norddeutschen Raum bereits
vorgelegt, die im Gegensatz zu der jetzigen
Kategorisierung, die von Seiten des Ministeriums
aufgebaut wurde, eine andere Grundlage, eine
andere Basis hat. Ich gehe mal davon aus, dass
Sie nicht nur die Gütermengen, sondern die
volkswirtschaftliche Betrachtung, d.h. die ge-
samte wirtschaftliche Betrachtung in den ein-
zelnen Zentren oder in den Clustern, wie Sie es
nennen, sehen. Ich gehe auch davon aus, dass
die Bereiche Tourismus, Flussschifffahrt, Pas-
sagierschifffahrt, die von Herrn Schwanen an-
gesprochen worden sind, dass diese auch ent-
halten sind. Wir haben heute erfahren, woher
denn die Kategorisierungsschlüssel des BMVBS
stammen. Ich habe heute erst erfahren, dass es
zwei Prognosen, eine Spezialprognose und eine
Verflechtungsprognose sowie auch noch die
Ist-Zahlen gibt, was schwierig nachzuvollziehen
ist. Also, wir haben, wie wohl auch die Mehrzahl
der Experten, ein großes Problem, die Kategori-
sierung nachzuvollziehen. Deswegen halte ich
Ihren Ansatz, Herr Dr. Koch, der vielleicht auch
mit den Zahlen des BMVBS kombiniert werden
kann, für zielführend.
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Die erste meiner beiden Fragen: Wie groß
schätzen Sie den Aufwand ein, um dieses Ma-
terial zu erheben? Ich weiß, dass Sie bei-
spielsweise von den statistischen Landesämtern
die Zahlen und übernehmen konnten. Aber gibt
es daneben noch weitere zusätzliche Notwen-
digkeiten, wenn Sie Ihr Verfahren jetzt soweit
ausbauen wollen, dass man das möglicherweise
als Grundlage einer weiteren Kategorisierung
heranzieht? Der zweite Punkt, der auch schon
angesprochen wurden, den ich auch für sehr
wichtig halte: Wir haben ja einen dynamischen
Prozess auf den Flüssen und können jetzt schon
sehen, dass teilweise die Prognosewerte für
2025 an einzelnen Flussabschnitten schon
übertroffen wurden. In welchen zeitlichen Ab-
ständen halten Sie es für sinnvoll, die Kategori-
sierung zu modernisieren und möglicherweise
Änderungen herbeizuführen – in welcher Form
auch immer? Das müssen ja nicht unbedingt
diese vielen Klassen sein, die wir haben – das ist
ja auch ein Vorschlag, der heute gemacht wor-
den ist.

Vorsitzender: Vielen Dank. Herr Koch.

Dr. Joachim Koch (Railistics GmbH): Vielen
Dank, Herr Staffeldt für die Fragen. Kurz vorweg:
Sie gingen davon aus, dass die Personen-
schifffahrt auch schon involviert ist. Das ist nicht
der Fall. Wir haben bisher bei dem Ansatz allein
den Güterverkehr betrachtet, also die Verkehre,
die vom Seehafen hereinkommen und die
Richtung Seehafen laufen. Dies beruht auf ei-
nem zeitlichen Problem, denn wir haben erst
einmal versucht, die Methodik aufzubauen und
entsprechend auch zu begründen und wirt-
schaftlich, aber auch volkswirtschaftlich, vom
Kosten-Nutzen-Verhältnis her zu rechtfertigen,
was uns vor einigen Tagen oder vor wenigen
Wochen gelungen ist. Aber sicherlich: es ist
ausbaufähig! Man kann anknüpfen und die ver-
schiedensten Kategorisierungen der entspre-
chenden Schifffahrt in Deutschland auch mit
hineinbringen, was eine ganz wichtige Grund-
lage wäre. Zu Ihrer ersten Frage: der Aufwand
für das Material. Es ist so, dass, wenn der Zu-
gang zur Güterverflechtungsmatrix 2025 vor-
handen ist, das heißt, dass man die entspre-
chenden Ist-Werte von 2004, wie sie vorliegen,
und die Prognose-Werte bis 2025 hat sowie die
Verflechtung der Wirtschaftsräume untereinan-
der herstellen kann, dass es dann keinen großen
Aufwand mehr darstellt, dies in das System, in
die Methodik einzupflegen, so wie wir es jetzt
innerhalb einer Datenbank aufgebaut haben. Die
statistischen Werte für die sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten und auch für die Umsätze
des verarbeitenden Gewerbes sind aber Größen,
die nicht in jedem Landkreis, die nicht von jeder
IHK, nicht von jeder entsprechenden Institution

gleichwertig erhoben werden. Insofern ist es eine
der wichtigen Aufgaben, dort erst einmal zu
schauen, das zu glätten, eine richtige Größe
hineinzubringen und als eine Grundlage zu
verwenden, denn es soll methodisch sauber
sein, so wie wir es bislang auch als Ziel hatten.
Insofern gehe ich davon aus, dass dies machbar
ist und man innerhalb einer überschaubaren Zeit
eine solche Untersuchung für die anderen
Bundesländer durchführen kann. Wir haben
letzte Woche in Hannover zusammengesessen
und dort die verschiedenen Ideen für andere
Länder eruiert. Man bekommt es innerhalb der
Sommerzeit hin bzw. könnte es hinbekommen,
die Auswirkungen auf die anderen Flüsse in
Deutschland zu untersuchen.

Zu Ihrer zweiten Frage zum Dynamischen bzw.
zeitlichen Abschnitt oder zeitlichen Wiederkeh-
ren der Modernisierung der Methodik: Hierfür
kann ich jetzt keine exakte Zahl nennen. Seien
es zehn Jahre, seien es etwas weniger oder
etwas mehr, auf jeden Fall sollte es so sein, dass
man es doch in einem längerfristigen, perspek-
tivischen Raum betrachtet. Das heißt, man hat
nicht nur zwei oder drei Jahre, sondern es sind
dann schon zwischen fünf und zehn Jahren, die
auf jeden Fall Bestand haben sollten, um letztlich
auch wirklich Aktivitäten in der Binnenschifffahrt
durchführen zu können. Denn es wird herunter-
gebrochen auf die Dinge, die an den einzelnen
Standorten gemacht werden und dazu gehört
noch ein Planungsprozess, ein städtebaulicher
Prozess, Erhaltung, Instandsetzung, andere
Aktivitäten. Ich schätze mal grob aus meiner
Erfahrung: ein zehn Jahre-Abschnitt wäre aus
meiner Erfahrung und Perspektive eine ganz
gute Zeit.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Koch. Als
nächster bitte Herr Behrens.

Abg. Herbert Behrens: Die Fraktion DIE LINKE.
vermutet hinter der WSV-Reform einen weiteren
Baustein von zunehmender Privatisierung und
Outsourcing früherer öffentlicher Dienstleistun-
gen. Darum zwei Fragen an die Kollegin Müller,
was die Kosten der Privatisierung anbelangt. Wir
haben bei vielen Gesprächen auch mit Beschäf-
tigten erfahren, dass bereits eine Milliarde Euro
oder ein Volumen von einer Milliarde fremd
vergeben wird oder auch vergeben werden
muss, weil entsprechende Kapazitäten nicht
mehr da sind, die Eigenerledigung zunehmend
gefährdet ist und dass das Personal zu knapp
wird. Wir haben es eben in ihren Stellungnahmen
auch erfahren. Nun wird aber im Bericht an den
Haushaltsausschuss auch festgestellt, dass die
vergebenen Maßnahmen nicht billiger sind,
sondern im Zweifelsfalle sogar teurer. Dies ist
auch von den Kolleginnen und Kollegen bei
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unseren Besuchen bestätigt worden. Wie aber
muss ich mir das konkret vorstellen? Ist da etwas
schief gelaufen oder ist es schwierig, Aufga-
benpakete zu formulieren? Was sind die Ursa-
chen dafür? So wie ich die Stellungnahme gehört
und auch gelesen habe, ist ver.di nicht dagegen,
dass man der WSV auch einer vernünftigen
Aufgabenkritik unterzieht und dass man reflek-
tiert: Passt die gegebene Struktur noch auf das,
was die WSV in der veränderten Zeit leisten
muss? Wir haben in unserem Antrag ebenfalls
ein Kapitel, in dem wir Ideen entwickelt haben,
wie wir uns künftige Flusspolitik vorstellen, die
sowohl ökonomischen als auch ökologischen
Anforderungen entspricht. Diese Aufgaben
würden nach unserer Auffassung auch einer
künftigen WSV zufallen. Diesbezüglich würde ich
gerne nochmal Ihre Ideen hören, weil Sie eben
gesagt haben, ver.di zielt auf jeden Fall darauf,
dass die Ziele gemeinsam diskutiert sowie be-
schlossen werden und auch für die Belegschaf-
ten verbindlich festgestellt werden. Wie muss ich
mir diesen Prozess vorstellen? Wie sollte
optimalerweise dieser Prozess des gemeinsa-
men Aushandelns gestaltet werden? Wir haben
heute morgen vom Bundesrechnungshof näm-
lich auch gehört, dass der Prozess der Organi-
sationsreform schon losgehen soll und man sich
im Spätsommer auf eine Methodik verständigen
will. Vielleicht habe Sie auch schon einige Ideen,
wie aus Sicht der Beschäftigten und der Be-
schäftigtenvertreter eine zukunftsfähige WSV
aussehen muss?

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Behrens. Frau
Müller.

Sigrid Müller (ver.di Bundesfachgruppe
Bundesverkehrs- und Straßenbauverwal-
tung): Ich fange an mit den Vergabekosten oder
den Vergleichen und wie diese zustande ge-
kommen sind. Wir haben, als die Diskussion
losging, Abfragen bei den Beschäftigten gestar-
tet und haben eine ganze Menge Antworten
bekommen. Auch haben wir einige Absagen von
Kolleginnen und Kollegen bekommen, die ge-
sagt haben, wir können hier nicht als Nestbe-
schmutzer auftreten, weil dann würde raus-
kommen, dass unsere Leute Vergaben von
schlechter Qualität abgenommen haben, was sie
gar nicht gedurft hätten. Deshalb können wir das
nicht anzeigen. Wir haben eine ganze Menge
Beispiele bekommen. Ich kann einmal ein oder
zwei Beispiele vortragen. Ich fange mit einem
ganz klassischen Beispiel an: Mäharbeiten. Bei
diesen sagt jeder, dass diese vergeben werden
müssen. Das kenne ich auch noch aus meiner
Zeit als ich für den kommunalen Bereich bei
ver.di bzw. bei der ötv zuständig war. Diesbe-
züglich haben wir ein Beispiel aus dem Bereich
der WSD Süd, aus Nürnberg bekommen. Dort

sind Mäharbeiten für 125.000 Euro vergeben
worden. Das ist eine Leistung gewesen von 4
Beschäftigten für 4 Wochen. 4 Beschäftigte, die
mähen, bestenfalls eingruppiert in E5. Rechnet
man dies durch, würden diese mit Weihnachts-
geld und Gemeinkosten für 4 Wochen ungefähr
15.000 Euro kosten. Also stehen 125.000 Euro
15.000 Euro gegenüber und damit nicht genug,
denn die Vergabe erfordert zusätzlichen Auf-
wand. Da steht nicht eins zu eins die Leistung
der Beschäftigten der Leistung des Privaten
gegenüber. Die Vergabe muss ausgeschrieben
werden. Dann gibt es drei Angebote, die müssen
ausgesucht werden. Dann ist der Bauaufseher
dafür zuständig, diese Vergabe zu begleiten.
Dann muss abgenommen und abgerechnet
werden. Die Gesamtkosten für die Vergabe
werden weit über 125.000 Euro liegen, weil noch
die Begleitkosten anfallen.

Ich habe noch ein Beispiel aus einem anderen
Bereich, nämlich IT-Kosten für IT-Betreuung
beim WNA Aschaffenburg: Dort betragen die
Vergabekosten für die IT-Betreuung 160.000
Euro. Das Wasser- und Schifffahrtsamt
Schweinfurt hat zwar eigene Beschäftigte mit
Gesamtkosten von 80.000 Euro und mit einer
wesentlich umfangreicheren Ausstattung. Die
IT-Betreuung beim WNA Schweinfurt kostet
160.000 Euro, also das doppelte und ist lediglich
stundenweise. Ansonsten wird nur eine Hotline
angeboten. Die Betreuung ist also von der Qua-
lität her nicht vergleichbar. Der Schwerpunkt bei
unseren Kollegen liegt nicht nur auf den Kosten,
sondern auf der Qualität, weil Qualität für Si-
cherheit steht. Wenn zum Beispiel bei Schiff-
fahrtssperren, bei denen es wirklich hart auf hart
kommt, müssen Beschäftigte dafür sorgen, dass
eventuell schlechte Leistungen von Privaten
aufgearbeitet werden. Das ist zusätzliche Arbeit,
die nicht abgerechnet, aber sie muss gemacht
werden. Ansonsten kommen Personen oder
Schiffe zu Schaden und das darf nicht passieren.
Das Zweite ist der hohe Begleitaufwand, der
anfängt mit der Ausschreibung und mit der Ab-
rechnung endet. Dazwischen liegt noch die
Begleitung. Es bedarf einer Gesamtbetrachtung
und nicht nur einer Betrachtung der Kosten für
die Abrechnung der Leistung.

Das Nächste ist die ökologische Flusspolitik. Ich
höre immer wieder von meinen Kolleginnen und
Kollegen: Wenig WSV bedeutet nicht: viel Natur
oder viel Ökologie, sondern ganz im Gegenteil!
Ökologische Flusspolitik ist wesentlich aufwen-
diger als sozusagen konservative Flusspolitik
oder die bisher durchgeführte Flusspolitik. Es ist
wesentlich weniger aufwendig, ein Ufer zu be-
tonieren als ökologisch zu befestigen und für die
Schifffahrt fahrbar zu machen. Und ökologische
Flusspolitik setzt das, was wir auch schon in
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unserem Eingangsstatement gesagt haben,
Kompetenz vor Ort voraus. Weil ein Fluss ist
nicht standardisierbar, sondern es bedarf regi-
onaler Kompetenz vor Ort, d.h., dass sich viele
meiner Kolleginnen und Kollegen schon fast
weigern, sich darüber Gedanken zu machen,
denn: Das kostet mehr Geld, das braucht mehr
Personal und Erhaltung der Kompetenz vor Ort.
Das sind Sachen, bei denen sie sagen, das
werden wir sowieso niemals schaffen. Deshalb
machen wir uns keine weiteren Gedanken da-
rüber. Spricht man mit den Wasserbauern oder
auch mit Azubis, stellt man fest, dass die
handwerkliche Ausbildung beim WSA einen
hohen Teil an Umweltwirtschaft und dergleichen
beinhaltet. Diese Kompetenz könnte auch sofort
abgerufen werden, nur es ist eben weder das
Personal, noch das Geld, noch die Zeit dafür da.
Ein Beispiel hier aus Berlin: Bezüglich des in den
letzten Jahren viel diskutierten Landwehrkanals
sagen unsere Kollegen vom WSA Berlin, dass
diese Situation, die ja nun wirklich ein Skandal
und ein Drama war und ist und sich noch immer
fortsetzt, wäre niemals zustande gekommen,
wenn wir eine ausreichende Personalausstat-
tung auch in den zurückliegenden Jahren gehabt
hätten, die den Landwehrkanal hätten begleiten
können. Diese hatten wir nicht. Der Landwehr-
kanal ist für die Schifffahrt sozusagen verkom-
men. Mit einem Male musste etwas erledigt
werden, was dann auch noch politisch sehr
schief gelaufen ist. Da ist überhaupt nicht drüber
zu streiten. Aber das hätte alles gar nicht sein
müssen. Voraussetzungen für eine ökologische
Flusspolitik sind unserer Meinung nach: mehr
Geld, mehr Personal und Kompetenz vor Ort.

Vorsitzender: Vielen Dank, Frau Müller. Frau
Wilms.

Abg. Dr. Valerie Wilms: Vielen Dank, Herr
Vorsitzender. Sehr verehrte Sachverständige,
meine Damen und Herren! Wir haben deutlich an
den Kommentaren der Sachverständigen ge-
sehen, dass ein Verständnis für das, was hinter
der Kategorisierung steckt, also eine Priorisie-
rung angesichts der Haushaltsmittel, durchaus
nicht ganz von der Hand zu weisen ist. Wir
müssen etwas machen oder wir müssen die
Einnahmesituation, wie Herr Schwanen es ge-
sagt hat, deutlich erhöhen. Ich habe zwei Fragen
an Herrn Weiger: Welche Möglichkeiten sehen
Sie als BUND, die Netzstruktur zu nutzen, um die
Umweltfreundlichkeit insbesondere dort auszu-
spielen, wo die Binnenschifffahrt wirklich am
stärksten ist und inwieweit kann man darauf
verzichten, wo Sie durchaus umweltschädlich
sein könnte? Inwieweit könnte die Netzstruktur
hierzu hilfreich sein oder müssten noch an den
Kategorien etwas geändert oder ergänzt wer-
den? Was könnten Sie sich diesbezüglich vor-

stellen? Die zweite Frage lautet: Sie haben ge-
sagt, dass Sie gerne seitens der Umweltver-
bände an dem Gesamtkonzept mitarbeiten
würden. Ich vermute, auch die anderen Um-
weltverbände würden gerne mitarbeiten, zum
Beispiel in einer Kommission. Die Frage wäre,
welche Kompetenzen müssten gegebenenfalls
geschaffen werden, um die Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie auch bezüglich der
Durchgängigkeit zu optimieren? Inwieweit
müsste man neben der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung auch die Länder mit einbezie-
hen? Das Thema Hochwasserschutz ist dort
auch noch ein Thema. Danke.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Weiger!

Prof. Dr. Hubert Weiger (Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland): Besten Dank
Frau Wilms für die Fragen! In der Tat, wir be-
grüßen als ersten Schritt, die Priorisierung, weil
die Priorisierung auch verdeutlicht, wo bei
knappen Finanzen vorrangig zu investieren ist.
Was wir aber vermissen, sind integrative An-
sätze. Das heißt, wir müssen endlich zu einer
Gesamtbetrachtung des Systems Straße-
Schiene-Wasserwege kommen und hier in einen
Optimierungsprozess eintreten. Ich bin mit be-
teiligt an der sogenannten Donau-Monitoring-
Gruppe, wo jetzt entsprechende Verkehrsprog-
nosen unter Betrachtung eines Gesamtver-
kehrskonzeptes für den Donauraum erstellt
werden und das ist, glaube ich, auch zwingend
notwendig, um die gesellschaftliche Akzeptanz
für entsprechende Investitionen zu sichern.
Transparenz führt zu Akzeptanz. Von daher ist
es sicherlich notwendig, noch mehr als das
bisher geschehen ist, die Priorisierung nicht nur
an den jetzt realisierten oder prognostizierten
Frachtmengen, sondern auch an anderen Pa-
rametern zu überprüfen. Denn ich glaube – und
hier gibt es durchaus einen Konsens von uns als
Natur- und Umweltschutzverband mit den Ver-
tretern der Wirtschaft –, wir haben einen sehr
großen Unterhaltungsbedarf und ein Unterhal-
tungsdefizit, ähnlich wie im Bereich der Auto-
bahn, des Autobahnnetzes und im Bereich der
Schiene. Auch die Priorisierung muss dies be-
achten. Wo haben wir das größte Defizit und wo
muss vorrangig, auch um entsprechenden Nut-
zen zu erzielen, investiert werden? Eine Priori-
sierung ist aus unserer Sicht ein Ergebnis, weil
es unter anderem dazu führt, dass bestimmte
Projekte nicht mehr weiterverfolgt werden. Aber
ich möchte auch hier nochmal für eine Flexibili-
sierung von Ausbauzielen plädieren. Ich glaube,
was sehr häufig zu massiven Konflikten führt, ist
das starre Festhalten an einmal vorgegebenen
Ausbaudaten.
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Auch dazu das Beispiel an der Donau: 2,80
Meter Tiefe mit 2,50 Meter ganzjähriger Ablade-
tiefe. Das wird an der ganzen Donau nie in den
nächsten 50 bis 100 Jahren gewährleistet wer-
den können, aber es wird als Ziel benutzt und
führt dann zu maximalen Eingriffen und das führt
wiederum zu Konflikten. Ich glaube, wenn wir
hier zu einer größeren Flexibilisierung kämen,
könnten auch wesentlich rascher entsprechende
Maßnahmen realisiert werden. Von daher wür-
den wir eine solche Regierungskommission in
der Tat sehr begrüßen. Deswegen bin ich dem
Ausschuss für diese Anhörung und auch dafür,
dass ich hier persönlich sprechen kann, dankbar.
Denn was in unserer Gesellschaft fehlt, und ich
sage das sehr bewusst, ist das Gespräch zwi-
schen den verschiedenen gesellschaftlichen
Gruppen. Wir diskutieren eher übereinander als
miteinander. Ich glaube, dass wir in vielen Fällen
viel mehr Gemeinsamkeiten haben, als es nach
außen transportiert wird. Die Sorgen der Ar-
beitnehmer sind nachvollziehbar und deswegen
fragen wir: Brauchen wir nicht das Personal der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung für die tat-
sächlich auch prioritären, gesellschaftlichen
Aufgaben? Scheitern nicht viel Maßnahmen
daran, dass wir kein Personal haben? Wenn wir
Ökologie ernst nehmen, dann heißt das auf der
einen Seite, wir reduzieren Eingriffe, auf der
anderen Seite treten wir ein in einen Prozess der
Wiedergutmachung, und der braucht Fachper-
sonal. Der kann nicht angeordnet werden. Von
daher eröffnen sich damit auch neue Chancen
für die Beschäftigung bis hin zur Frage des
ökologischen Hochwasserschutzes.

Der Ausbau der Wasserstraßen in Deutschland
hat zweifelsfrei zur Beschleunigung der Hoch-
wasserwellen beigetragen – nicht ausschließlich,
aber ein wesentlicher Teil davon. Wenn wir jetzt,
auch angesichts des Klimawandels zu erwar-
tende, schlimme Hochwasserereignisse ver-
hindern wollen, müssen wir in Gesamtflusssys-
temen denken. Das ist die Zielsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie und dazu brauchen wir
aber nicht nur die Seitenflüsse, sondern wir
brauchen auch die Hauptströme. Wir müssen
den Hauptströmen, den Flüssen wieder Land
geben. Hierzu sagen dann aber die Länder: Das
ist unsere Sache! Hochwasserschutz ist Län-
dersache. Wir kommen auch nicht voran, weil
wiederum die Länder in vielen Fällen viel zu
wenig Personal haben, um zum Beispiel einen
Prozess zu realisieren, an dem der ökologische
Hochwasserschutz regelmäßig scheitert, näm-
lich die Gespräche mit den Grundstückseigen-
tümern. Dämme brauchen Fläche. Rückverle-
gung von Dämmen braucht Fläche, braucht auch
Akzeptanz. Dazu braucht es Menschen, die sich
für solche Ziele einsetzen. Die Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie erfordert Finanzmittel –

Stichwort: Durchgängigkeitsmachung, Stichwort:
Herstellung eines guten, ökologischen Zustan-
des – und auch Personal. Wir könnten tatsäch-
lich in einen überfälligen Optimierungsprozess
eintreten und wenn es gelingt, dies in der Re-
gierungskommission zu diskutieren, kämen wir
ein großes Stück voran.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Weiger. Wir
haben maximal bis 13.05 Uhr Zeit. Wir müssen
nämlich noch eine Reihe von Abstimmungen
durchführen und anschließend braucht der
Gesundheitsausschuss den Saal für die Anhö-
rung zur PID, ein ebenfalls sehr wichtiges The-
ma. Wir könnten jetzt noch eine schnelle Runde
machen, bei der jeder eine Frage stellt und die
Antworten kurz und knapp erfolgen. Herr Kam-
mer!

Abg. Hans-Werner Kammer: Herr Vorsitzen-
der, verehrte Sachverständige! Kurz und knapp,
denn die Bewertung der Sachverständigen in-
nerhalb der Opposition und Regierung fällt hin-
terher sowieso vollkommen unterschiedlich aus.
Wir haben einige wichtige Erkenntnisse ge-
wonnen. Ich habe eine Frage an Herrn Heit-
mann: Welche konkreten Auswirkungen ergeben
sich durch die vom BMVBS geplante Kategori-
sierung der Wasserstraßen für die Seehafenbe-
triebe, insbesondere auch dadurch, dass alle
anderen Hinterlandanbindungen, ich nehme mal
den Rhein aus, nicht mehr die Klassifizierung
haben, um alle Verkehre abzurufen. Meine Frage
an Herrn Schwanen: Wenn wir in die geplante
Kategorisierung noch die Verkehrsfunktion, die
Sonder- und Spezialtransporte und auch die
Wertschöpfung der Transporte insgesamt mit
hineinnehmen, würde sie den Bedürfnissen der
Binnenschifffahrt gerecht werden? Ich sehe das
auch unter dem kompletten Netzwerk insgesamt:
West-Ost-Anbindung und bei der zu erwartenden
Zukunftsprognose für die Binnenschifffahrt.
Würde eine solche neue Einstufung Ihnen ent-
gegenkommen?

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Kammer.
Vielleicht nochmal unser Verfahren: Wenn man
zwei Fragen hat, darf man sich eigentlich nur
einen Experten aussuchen. Das dient auch zur
Zeitbegrenzung. Und es waren zwei Fragen für
zwei Experten, wenn ich es richtig sehe. Des-
halb, Herr Heitmann und Herr Schwanen, ganz
kurz und knapp bitte.

Klaus Heitmann (Zentralverband der deut-
schen Seehafenbetriebe e.V.): Herr Kammer,
Sie wissen ja, dass Ihre Regierung und auch die
Vorgängerregierung schon eine strategische
Leitlinie für die Seehafenpolitik der nächsten
zehn Jahre erstellt hat, nämlich das Nationale
Hafenkonzept. Das ist eine Gemeinschaftsleis-
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tung von allen Vertretern hier im Raum und das
ist für uns die Leitlinie für die Stärkung des
Seehafenstandortes Deutschland. Das sind
prioritäre Maßnahmen, die den Ausbau der
seewärtigen Zufahrten betreffen. Dann das
Thema Hinterlandanbindungen: Wenn wir auf
dieser strategischen Grundlage alle gemeinsam
jetzt die entsprechenden Weichenstellungen
stellen, dann, denke ich, ist das ein wichtiger
Beitrag zur Stärkung des Seehafenstandortes
Deutschland. Das heißt also: die seewärtigen
Zufahrten bedarfsgerecht ausbauen und die
Hinterlandanbindungen auf dem Wasserwege
wettbewerbsfähig gestalten. Und ich denke,
dieses Ziel kann auch erreicht werden. Man ist
also auf dem Weg dorthin. Aber ich halte es für
falsch, dieses neue Konzept an die Stelle des
Nationalen Hafenkonzepts zu rücken. Denn wir
haben gerade mitbekommen, dass dieses nicht
fundiert ist und dort keine wissenschaftlichen
Grundlagen geschaffen werden. Wir sollten beim
Nationalen Hafenkonzept als strategische Leitli-
nie bleiben, auf dieser Grundlage vorangehen
und unsere seewärtigen Zufahrten alle aus-
bauen. Es ist doch so: Die deutsche Hafenwirt-
schaft ist eine Branche, die zu den Hilfs- und
Nebentätigkeiten des Verkehrs gehört. Das
heißt, wir müssen uns den internationalen Ent-
wicklungen in der Seeschifffahrt anpassen und
das bedeutet nun mal, dass sich die Schiffs-
größen entwickeln nach oben. Wir haben hier
eine strategische Grundlage für den Ausbau
unserer notwendigen Hafenanbindungen und
wenn wir hier weiter voranschreiten, werden wir
das Ziel gemeinsam erreichen.

Vorsitzender: Herr Schwanen.

Jens Schwanen (Bundesverband der Deut-
schenBinnenschifffahrt e.V.): Herr Kammer,
es ist mit Sicherheit so, dass eine reine Be-
trachtung dessen, was an Millionen von Tonnen
auf dem Wasserstraßen transportiert wird, dem
Verkehrsträger nicht gerecht wird. Ich glaube,
das ist in allen Stellungnahmen relativ deutlich
geworden. Das ist eine sehr starke Begrenzung
auf das, was an Gewicht da ist, aber zum Bei-
spiel nicht, was an Volumen da ist. Ich hatte
vorhin bereits gesagt, nehmen Sie beispiels-
weise die Rotorblätter für Windenergieanlagen,
was ausgerechnet auf der Elbe durchaus ein
Thema ist. Man müsste die Kriterien, die man
heranziehen möchte, deutlich breiter spannen,
bis hin zu dem Punkt, den ich vorhin bereits
ausgeführt habe – der gesamte Bereich der
Tagesausflugs- und Kabinenschifffahrt spielt mit
Sicherheit auch eine große Rolle. Ich glaube,
man macht es sich zu leicht, wenn man versucht,
gewerbliche Binnenschifffahrt auf Güterschiff-
fahrt und dann auf schwere Güter zu reduzieren.

Da müsste man mit Sicherheit noch nacharbei-
ten. Dankeschön.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Schwanen!
Herr Herzog.

Abg. Gustav Herzog: Vielen Dank! Nachdem
wir im letzten Jahr einen Herbst der Entschei-
dungen hatten, der uns auch dieses verkehrs-
politische Tohuwabohu produziert hat, hoffe ich
auf einen Sommer der Vernunft. Insoweit bin ich
allen Sachverständigen dankbar, dass sie den
Kurs abgesteckt haben und hoffe, dass die Re-
gierung und die Koalitionsfraktionen aufmerk-
sam zugehört haben, um wieder zur Vernunft zu
kommen. Es sind eine Reihe von verkehrspoli-
tischen Fehlentscheidungen getroffen worden,
von der Aufkündigung der integrierten Ver-
kehrspolitik bis hin zur Privatisierungsabsicht von
Aufgaben. Der Reparaturansatz war der von
allen Sachverständigen auch negativ bewertete
Versuch einer Kategorisierung. Mir hat in der
Stellungnahme des Verbandes der Seehafen-
betriebe gut gefallen, dass da von „Tonnenide-
ologie“ gesprochen worden ist. Ich habe das Bild
vor mir, Flüsse und Kanäle in eine Schublade zu
packen - was aus physikalischen Gründen schon
sehr schwierig ist… Darüber hinaus glaube ich,
der Versuch einer Investitionsstrategie des
Schauens – wo hat es nun wirklich den größten
Effekt? – ist besser als hier mit dem groben
Kamm drüber zugehen. Meine Frage an Herrn
Heitmann und Herrn Schwanen, weil Sie Häfen
und See und die Binnenschifffahrt repräsentie-
ren: Sollten sich bei der Bundesregierung und
den Koalitionsfraktionen in der Frage der Nut-
zerfinanzierung geschlossenen Finanzierungs-
kreisläufe durchsetzen, wird Ihre Zukunft dann
im Wettbewerb zu den anderen Verkehrsträgern
besser aussehen oder schlechter als heute?

Vorsitzender: Vielen Dank. Eine Frage an zwei
Experten. Beginnen wir diesmal abweichend mit
Herrn Schwanen.

Jens Schwanen (Bundesverband der Deut-
schenBinnenschifffahrt e.V.): Vielen Dank. Ich
rede den geschlossenen Finanzierungskreis-
läufen nicht das Wort. Es ist aber die Ideologie
dieser Legislaturperiode. Deswegen hatte ich
vorhin in meinem Statement gesagt: wenn man
diesen Gedanken zugrunde legt, dann muss
man natürlich konsequent darüber nachdenken,
wer ist alles Nutzer dieser Infrastruktur? Ich habe
vorhin bereits gesagt, es ist nicht nur die Güter-
binnenschifffahrt. Da kommen verschiedene
andere bis hin zu Energiegewinnungsunter-
nehmen dazu, die die Wasserkraft nutzen. Es ist
ein ganz großes Spektrum. Ob es ordnungspoli-
tisch hilfreich ist, diese Diskussion jetzt zu be-
ginnen, das müssen andere Leute bewerten. Ich
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sage nur, wenn man dieser Ideologie folgt und
das auch zum Anlass nimmt, nicht mehr 420
Millionen Euro an Mauteinnahmen in die Was-
serstraßen zu geben, wie das im Jahr 2010 noch
der Fall gewesen ist, dann wird man sich auch
den daraus abgeleiteten unbequemen Diskus-
sionen stellen müssen. Ob da ein einzelner
Verkehrsträger hinterher als Sieger oder als
Verlierer vom Platz geht, kann man heute nicht
beurteilen. Es ist so, dass wir bereits heute für
die Nutzung der Flüsse und Kanäle Abgaben
zahlen. Wir liegen in der Größenordnung von 70
bis 80 Millionen Euro pro Jahr an Einnahmen. Es
wäre gut, wenn man, bevor man die Diskussion
startet, den Schritt gehen würde, der bereits
vorhin auch schon in der Anhörung angespro-
chen wurde; dass man also dafür sorgen würde,
dass dieser Betrag unmittelbar den Flüssen und
Kanälen zufließt, so wie es im Gesetz auch
bereits seit mehreren Jahren vorgesehen ist,
damit er nicht im allgemeinen Bundeshaushalt
versickert. Das wäre ein Anfang. Ob man darü-
berhinaus mit den verschiedenen Beteiligten den
Kanon der Nutzerfinanzierung erweitern möchte,
das ist dann eine Diskussion, der werden Sie
sich wahrscheinlich stellen müssen. Danke!

Vorsitzender: Herr Heitmann, bitte.

Klaus Heitmann (Zentralverband der deut-
schen Seehafenbetriebe e.V.): Wir haben ei-
nen Plafond zum Ausbau der Wasserstraßen
von ungefähr 900 Millionen Euro. Sie haben das
so aufgeteilt: 300 Millionen Euro gehen davon
nach Norden, 600 Millionen Euro bleiben für die
Küste. Wenn wir unsere Ausbauvorhaben im
Norden betrachten, sehen Sie, dass man mit
diesem Geld gar nicht hinkommt. Der Ausbau
des Nord-Ostsee-Kanals umfasst eine Milliarde
Euro. Es gibt zwei Möglichkeiten: Entweder
muss der Plafond nach Kosten-Nutzen-Über-
legungen neu verteilt werden oder, wenn das
nicht gewollt ist oder nicht möglich ist, muss man
sich Gedanken machen, wie man diesen Plafond
erweitert. Das kann man z. B. über die Einfüh-
rung von Nutzerentgelten. Nur was bedeutet
das? Wir brauchen hierfür sicherlich erst einmal
eine EU-weite Regelung. Denn Sie wissen, so
eine Regelung hätte zur Folge, dass sich die
Transportwege zu unseren Häfen verteuern
würden. Das Problem scheint mir zu sein: Wie
regeln wir das mit dem Rhein? Beim Rhein ha-
ben wir die Mannheimer Akte. Da haben wir
Mautfreiheit. So lange es dort, wo sich der Ver-
kehr bündelt, nicht zu einer Nutzerfinanzierung
kommt, brauchen wir uns keine Gedanken mehr
über die weiteren Schritte zu machen. Denn –
Herr Schwanen hat das ja gesagt – das Volumen
der Entgelte für die Nutzung der Kanäle und
Wasserstraßen beträgt 80 Millionen Euro. Wenn
wir also nicht an den Rhein rangehen, dann

werden wir niemals auf ein Volumen kommen,
das ausreichend ist für eine wettbewerbsfähige
Gestaltung. Die Dinge haben also auch eine
EU-Ebene, das heißt, wir müssten uns in Europa
einigen, alle Wasserstraßen nutzerfinanziert zu
gestalten. Das wäre sicherlich ein ganz schwe-
res Vorhaben.

Vorsitzender: Vielen Dank. Herr Staffeldt.

Abg. Torsten Staffeldt: Ich möchte nochmal auf
die ökologischen Aspekte eingehen und habe
eine Frage an Herrn Professor Weiger und Herrn
Schwanen, auch in dieser Reihenfolge. Es ist
unbestritten und wird auch sogar von der Euro-
päischen Union festgestellt, dass die Verlage-
rung von Güterverkehren auf das Binnenschiff zu
einer niedrigeren und geringen Belastung der
Umwelt führt, weil der spezifische Einsatz pro
transportierter Tonne für das Binnenschiff un-
schlagbar ist – übrigens auch deutlich besser als
die Schiene, die in dem Zusammenhang auch
immer wieder genannt wird. Insofern bitte ich
Sie, Herr Professor Weiger sowie Herr Schwa-
nen, um eine Einschätzung, ob dieser Aussage
von ihrer Seite aus zuzustimmen ist.

Vorsitzender: Herr Weiger, auch bitte kurz und
knapp.

Prof. Dr. Hubert Weiger (Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland): In der gebo-
tenen Kürze: Die Aussage trifft generell so nicht
zu. Vor allem, wenn alle Parameter mit be-
trachtet werden. Wir haben durchaus Entlas-
tungseffekte auch im Vergleich mit anderen
Verkehrsträgern in spezifischen Situationen,
aber überall dort, zum Beispiel beim Rhein-Main-
Donau-Kanal, wo die Schiffe über ein Mittelge-
birge fahren, haben wir keineswegs Klimaent-
lastungseffekte. Aber was uns bewegt, ist viel
stärker die Frage der gesamtökologischen Wir-
kungen und da bitten wir diese in Zukunft bei den
Gesamtbetrachtungen stärker als bisher mit zu
berücksichtigen.

Vorsitzender: Vielen Dank für die Klarheit und
Kürze. Herr Schwanen!

Jens Schwanen (Bundesverband der Deut-
schenBinnenschifffahrt e.V.): Ich kann mich
auch klar und kurz fassen: Es gibt aktuelle und
unabhängige Untersuchungen, zum Beispiel von
der PLANCO Consulting GmbH aus dem Jahre
2007, wo man einen ökologisch-ökonomischen
Vergleich der Landverkehrsträger Straße,
Schiene und Wasserstraße durchgeführt hat, mit
dem von Herrn Staffeldt erwähnten Ergebnis:
Das Binnenschiff ist ein umweltfreundliches
Verkehrsmittel. Ob es in allen Relationen das
umweltfreundlichste Verkehrsmittel ist, da gebe
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ich Ihnen völlig recht Herr Professor Weiger,
diese Behauptung, die sollte man so besser nicht
aufstellen. Aber immerhin, PLANCO hat typische
Relationen mit heute typischerweise auf den
Binnenwasserstraßen anzutreffenden Gefäß-
größen untersucht. Das ist ein wesentlicher
Unterschied, zum Beispiel zu der veralteten
IFEU-Studie, die davon ausgegangen ist, dass
ein Binnenschiff nur 800 Tonnen mitnehmen
kann. Das ist eine aktuelle Untersuchung von
einem unabhängigen Institut mit typischen Rela-
tionen, typischen Transportgütern und typischen
Gefäßgrößen und etwas besseres als diese
unabhängige Untersuchung haben wir nicht. Ich
freue mich, wenn diese Untersuchung auch hier,
in Ihrem Haus, genauso zur Kenntnis genommen
wird. Dankeschön!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Schwanen.
Herr Behrens.

Abg. Herbert Behrens: Ich möchte noch einmal
an Frau Müller, aber auch an Herrn Professor
Weiger die Frage stellen, wie wir den Prozess
gestalten sollen. Wir stehen vor der Frage, vor
allem auch nach Ihren Beiträgen, was bei der
Neugestaltung der Aufgaben und der WSV be-
achtet werden sollte? Dann müssen wir uns
verschärft dem Prozess zuwenden. Sie hatten
eine Kommission ins Gespräch gebracht. Ver.di
spricht davon, wir müssen uns auf jeden Fall
auch mit Umweltverbänden und anderen Ak-
teuren zusammensetzen, um ein Konzept zu
erarbeiten. Heißt das, dass man zunächst diese
Kommission finden muss? Denn der Bundes-
rechnungshof geht erst einmal davon aus, dass
schon im Spätsommer mit der konkreten Um-
setzung begonnen wird. Was wäre aus Ihrer
Sicht jetzt vom Gesetzgeber her notwendig, um
diesen, von Ihnen angedachten Prozess auch zu
realisieren?

Vorsitzender: Zur Frage nach dem Prozess,
Frau Müller.

Sigrid Müller (ver.di Bundesfachgruppe
Bundesverkehrs- und Straßenbauverwal-
tung): Das, was momentan u. a. in vielen öf-
fentlichen Diskussionen läuft, ist aus Sicht der
Beschäftigten und unserer Überzeugung nach
nicht tragbar. Ein Ausschuss beschließt, das
Ministerium erarbeitet etwas und dann geht erst
einmal die „Post ab“. Anschließend regen sich
alle auf, es kommen Gegengutachten und dann
ist das Tohuwabohu da. Deshalb fordern wir in
unserer Stellungnahme – und das haben wir
auch schon im Schreiben an die Bundeskanzle-
rin gefordert –, dass Konsenslösungen, sei es
über eine Regierungskommission oder über eine
andere Kommission, gefunden werden. So dass
eben keine Aufregung vorgegeben wird und auf

alle Stellungnahmen reagiert werden muss, die
dann kommen. Dies ist ein ineffektiver und ner-
venzerreißender Prozess. Wir sagen, es ist
besser, wenn tatsächlich alle zusammen an
einen Tisch kommen und von Beginn an zu-
sammenarbeiten. Unabhängig davon, ob wir
eine Kommission oder Ähnliches fordern. Es
muss zusammen erarbeitet werden! Das gilt
sowohl für die Netzkategorisierung, als auch für
die weitere Reform. Wenn jetzt schon losgelegt
wird, ist das natürlich ein sehr gefährlicher
Schritt. Es besteht die Gefahr, dass dann Pflöcke
eingerammt werden, die Wege vorgeben, bei
denen man hinterher aber zu anderen Ergeb-
nissen kommt. Dem können wir nicht folgen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Weiger.

Prof. Dr. Hubert Weiger (Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland): Also im Klar-
text: Eine Regierungskommission ergibt nur
dann einen Sinn, wenn sie zuerst gebildet wird,
Arbeitsergebnisse vorlegt und dann gehandelt
wird – und nicht, wenn bereits gehandelt wird.
Und erst danach darf diskutiert werden. Das führt
mit Sicherheit nicht zu den notwendigen, akzep-
tierten Ergebnissen. Deswegen plädieren wir für
die Bildung einer Regierungskommission mit
entsprechenden klaren Aufträgen und mit Vor-
schläge für deren Umsetzung.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Weiger! Vor-
bildlich knapp! Frau Wilms.

Abg. Dr. Valerie Wilms: Herzlichen Dank Herr
Vorsitzender. Ich möchte das „Wie kann man da
weiterkommen?“ auch nochmal aufgreifen.
Meine Frage richtet sich an Herrn Thiele und
Herrn Schwanen. Die mangelnde Einbindung
seitens des BMVBS ist von vielen Stellen kriti-
siert worden. Meine Frage: Wie stehen Sie da-
zu? Wie könnten Sie sich ein Verfahren vorstel-
len, um insgesamt besser eingebunden zu
werden? Wie würden Sie das machen? Würden
Sie sich an einer solchen Regierungskommis-
sion beteiligen? Dazu hätte ich gerne nochmal
eine spezielle Aussage.

Vorsitzender: Herr Thiele, kurz und knapp!

Dr. Patrick Thiele (Deutscher Industrie- und
Handelskammertag e.V.): Wenn eine solche
Kommission einberufen würde, würden wir uns
selbstverständlich daran beteiligen. Das ist völlig
klar. Ich kann anbieten, dass die Kammern ihren
Sachverstand einbringen. Die Kammern haben
die Kompetenz vor Ort. Das ist unser Angebot,
wobei wir auch schon mit dem Ministerium im
Gespräch sind.
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Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Thiele! Herr
Schwanen.

Jens Schwanen (Bundesverband der Deut-
schen Binnenschifffahrt e.V.): Natürlich ist es
so, wenn eine solche Kommission gebildet und
der BDB eingeladen würde, dass wir mit dabei
wären. Das versteht sich von selbst. Man muss
konstruktiv mitarbeiten. Nur dagegen zu sein,
würde nicht viel bringen. Ich möchte allerdings zu
bedenken geben, dass wir nicht arm an Kom-
missionen und Gremien sind, die sich mit Was-
serstraßen und Binnenschifffahrt beschäftigen.
Wir haben einen Beirat zur Umsetzung des
Nationalen Hafenkonzeptes, wir haben ein ent-
sprechendes Lenkungsgremium und am Montag
findet die Reaktivierung des Forums Binnen-
schifffahrt und Logistik statt, wo auch der BUND
vertreten ist, ebenso die verladende Wirtschaft,
der BDI. Ich warne davor, dass zu viele Gremien
aus dem Boden schießen, weil das am Ende zu
wenig Gutem führen wird. Was die Frage der
Beteiligung angeht, das ist allerdings in der Tat
ein Punkt, das wissen aber die Herren aus dem
Ministerium bereits, das hat uns geärgert, gebe
ich ehrlich zu. Ich weiß auch, dass das Haus das
besser machen kann. Deswegen hatte ich vorhin
in meinem Statement gesagt, wenn man eine
Vorgehensweise wählen würde, dass man ver-
sucht für den nächsten Bundesverkehrswege-
plan unter Beteiligung der üblichen beteiligten
Gremien einen entsprechenden offenen Kom-
munikationsprozess zu starten und nicht ein
fertiges Produkt vorzusetzen, das dann mit einer
gewissen Sturheit, wenn ich das mal so sagen
darf, durchgezogen wird. Dies wäre, glaube ich,
für alle Beteiligten sehr hilfreich. Dankeschön!

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Schwanen.
Vielen Dank meine sehr geehrte Expertin und
Experten. Der Herr Staatssekretär möchte noch
etwas anmerken. Es tut mir leid, dass wir so in
Eile sind, aber wir haben jetzt gleich noch eine
ganze Reihe von Gesetzen mit Unmengen von
Änderungsanträgen, das Energiepaket abzu-
stimmen und deshalb machen wir etwas mehr
Druck. Aber die Diskussion, glaube ich, war
trotzdem sehr fundiert. Herr Staatssekretär.

PSts Enak Ferlemann (BMVBS): Herr Vorsit-
zender, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, auch von uns aus herzlichen Dank an die
Experten. Wir werden das auswerten und um-
setzen, wie Sie das ja von uns auch zu Recht
erwarten. Gleichwohl begrüßen wir außeror-
dentlich, dass wir alle bei der Analyse der der-
zeitigen Lage und der Problemlage überein-
stimmende Haltungen erkennen lassen. Zu dem
letzten Punkt, ob wir eine Kommission brauchen
oder nicht: Wir sehen das Forum für Binnen-
schifffahrt und Logistik schon als eine solche an,

wo genau dieser Austausch zwischen allen
Beteiligten stattfindet. Herr Schwanen hat es
auch schon erwähnt: Am 4. Juli 2011 wird das
Forum offiziell wieder seine Tätigkeit aufnehmen,
sodass wir über eine solche „Kommission“ ver-
fügen, ebenso wie beim Beirat für das Nationale
Hafenkonzept, für dessen Umsetzung wir auch
die Seehäfen mit dabei haben. Nur damit sich
nichts Falsches festsetzt: Einen Plafond „Nord
und Süd“, wie vorhin erwähnt, gibt es nicht. Es
gibt einen Gesamtetat und dort keine Einteilung.
Ich habe vorhin gehört, es gäbe 600 Millionen
Euro für den Süden und nur 300 Millionen Euro
für den Norden. So etwas ist uns nicht bekannt.
Das gibt es nicht. Der andere Punkt: Es klang
vorhin an, als stünde die Weservertiefung in
Frage. Da kann man nur zu sagen: Wir sind
begeistert, dass die beiden Bundesländer,
Bremen und Niedersachsen, mit dem gestrigen
Tage ihr Einvernehmen zu dieser Maßnahme
erklärt haben. Wir werden jetzt in Hochge-
schwindigkeit den Planfeststellungsbeschluss
endfertigen und dann können wir mit der Maß-
nahme umgehend beginnen. Dann noch zu dem
Thema sicherheitsrelevante Fragen, kann die
Unterhaltung gemacht werden? Um es verein-
facht und ein bisschen plakativ zu sagen: Wir
lassen keine Stadt in Deutschland im Wasser
ertrinken. Alles das, was wir aus der Eigentü-
merfunktion heraus zur Sicherheit und Siche-
rung, machen müssen, wird immer gemacht.
Daran wird auch kein Konzept eine Priorität
verändern.

Eine letzte Bemerkung zur Frage Bundesver-
kehrswegeplanung 2015: Ja, es ist vorgesehen,
dass wir den Bundesverkehrswegeplan für 2015
erstellen. Grundlage ist eine integrierte Ver-
kehrsplanung, eine verkehrsträgerübergreifende
Planung, genauso wie das von Ihnen gefordert
war. Allerdings mit einer wesentlichen Änderung
gegenüber den früheren Verkehrswegeplänen:
Es wird überall ein so genanntes Kernnetz und
ein weiteres Netz geben. Das ist Ausfluss des-
sen, was die Europäische Kommission uns mit
dem Weißbuch vorgibt. Auch im Weißbuch
werden wir sehen, dass wir überall ein Kernnetz
bekommen. Wir rechnen damit, dass wir im
Sommer, spätestens im Herbst dieses Jahres,
die Karten von der Europäischen Kommission
bekommen werden, die ausweisen, was Europa
uns als so genanntes europäisches Kernnetz
vorgibt. Dies muss natürlich von uns dann um-
gesetzt werden. Von daher gesehen liegen wir
mit den Europäern auf gleicher Linie. Im Zuge
dessen wird es beim nächsten Mal auch ein
Wasserstraßengesetz geben. Ebenso wie es ein
Fernstraßenausbaugesetz oder ein Schienen-
wegeausbaugesetz gibt, wird es auch ein Was-
serstraßengesetz geben. Das wird dann Be-
standteil der gesamten Bundesverkehrswege-
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planung sein. Dies nur als Anmerkung, damit
man auch weiter mit den Fakten umgehen kann.
Herzlichen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Staatssekretär!
Nochmal vielen Dank an die Expertin und die
Experten. Vielen Dank an die Gäste. Ich würde
Sie jetzt bitten, ohne unhöflich sein zu wollen,
möglichst schnell die Tribüne zu räumen. Wir
müssen jetzt so schnell wie möglich in die Ab-
stimmung eintreten. Ich danke Ihnen. Auf Wie-
dersehen!

Schluss der Sitzung: 13:08 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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